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Vierte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,Mittwoch, den 20. März 1918.

(Beginn 11 Uhr 15 Minuten)

t, Eingänge,
2, Antrag der I Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend

Wahl von bürgerlichenMitgliedern und deren Stellvertretern für die Bezirke mehrerer Ober-
Ersatztommissionen,

3 Antrag der I, Fachkommission zu den Berichten und Anträge» des Proviuzialausschusses,betreffe» d
I, Neuwahl von Mitgliedern und stellvertretenden Mitglieder» des Provinzialausschusses,

II, Ersatzwahl von Mitgliedern des Proviuzialausschusses,
III, Wahl des stellvertretende»Vorsitzendendes Provinzialausschusses,

4, Antrag der I, Fachkommission zu dem Antrage des Provinzialausschusses,betreffend das Gesuch
von 8 üandessekretärender Provinzialzentralverwaltuug um Verleihung von Gehalt und Titel
der Landesobersekretüre,

5, Antrag der l, Fachtommissionzu dem Antrage des Provinzialausschusses,betreffend das Gesuch
der Registraturen der Rheinischen Provinzialverwaltung um nnderweiteRegelung ihrer Dienst-
und Gehllltsverhältnissr,

6, Antrag der I, Fachkommission zu dem Antrage des Provinzialausschusses,betreffend das Gesuch
des LandesbausekretärsMaerter (Cochem) um Anrechnung eines Teiles der Militärdienstzeit
auf das Besoldungsdienstalter oder Gewährung einer Ausgleichszulage,

7 Antrag der I, Fachtommissionznm Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Dispositionsfonds des Provinziallandtags (Ständefonds),

^ Antrag der I, Fachkommission,betreffend eine Aenderung der Satzungen der Provinzial'
Feuervcrsicheruugsanstalt,

9- Antrag der I, Fachkommissionzum Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Nachsuchung eines neuen Privilegs zur Ausgabe von Rheinprovinz-Anleihescheiuen.

10, Antrag der I, Fachkommissionzum Bericht uud Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
Aenderung der Satzung der Piovinzial°Lebe»sveisicherungsa»staltder Rhemvrovinz,

H Antrag der I, Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
das 100jährige Jubiläum der Rheinische»Friedrich-Wilhelm-Uuiversitätzu Bon»,

^2, Antrag der I, Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
Bewilligung von Beihilfen zur Beseitigung von Hochwasserschäden,

13 Antrag der lla Fachkommissionznm Bericht uud Antrag des Provinzialausschusseszu der
Petition der Arbeitsgemeinschaftder Rheinischen Kummunalbcaniteuverbändcuud von 6 weiteren
Verbänden an den Provinziallandtag, betreffenddie unbeschräutte Anrechnung der nicht i»
beamteten Stelle» verbrachte» Dienstzeit auf das Ruhegehaltsdicnstalter und entsprechende
Abänderung der Satznngen der beiden Ruhegehnltsknsseu,

14. Antrag der III» Fachkommissionzn den Berichten und Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend Aenderuug der Htz 14, 16 und 25 des Reglements über die Aufnahme und
Entlaffnng der der Fürsorge des Rheinische» Proviuzial- (und Landarme!p)Verbandes anheim
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fallendenGeisteskrankenin und aus öffentlichen und privaten Anstalten, fowie über Einrichtung,
Leitung und Beaufsichtigung der RheinifchenProvinzial°Heil- nnd Pflegeanstalten,

15, Antrag der Ild Fachkommission zum Bericht des Pruvinzialausschussesüber die im Jahre 1917
erfolgten Bewilligungen vun Beihilfen für Armenzweckc gemäß H 5 Absatz ^ des Gesetzes vom
2. Juni 1902 betreffend die Ueberweisnngweiterer Dutatiunsrenten au die Prouinzialuerbände,

Iri, Antrag der III, Fachkommission zum Bericht des Pruvinzialausschusses,betreffend die Uebersicht
über die für die Kleinbahnen bewilligten Mittel und Förderung von Bahnunteruehmungeu,

17. Antrag der III, Fachkommission zum Bericht des Pruviuzialausschusses,betreffenddie im Jahre
1917 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen zum Gemeinde- und Kreiswegebau aus Funds
^, und tt, dem Fonds von 100 000 Mark sowie aus den weiteren Dotationsrenten,

18. Antrag der III, Fachkommissionzu dem Antrage des Proviuzialausschusses, betreffend das
Gesuch des Kreistages des Kreises Gummersbach um Weitergewährung und Erhöhung des zum
Bau der Kleinbahn Bielstein-Waldbröl bewilligten Darlehus,

19. Antrag der I, Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Beteiligung des Provinzialverbandes an der zu gründenden „Rheinischen Wohnungsfürsorge
G. m. b. H.".

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die gestrige Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses offen,
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren AbgeordnetenFreiherr von Hammeistein

und Dr, Zaires.
Meine Herren! Der Herr AbgeordneteFühling hat mich gebeten, ihn vor der Tages¬

ordnung zu einigen kurzen Mitteilungen über die von ihm geleitete Vereinigung für Tierhaltung und
Tierernahrung zum Worte zuzulaffen, Sie werden sich entsinnen, daß bei der vorjährigen Tagung
der Herr AbgeordneteFühling über diesen Punkt hier auch kurz gesprochen hat. Ich habe ihm
geantwortet, daß an sich diese Sache nicht Gegenstand unserer Verhandlung ist, daß ich aber gern
bereit sei, bei dem großen Interesse, das diese Frage in wirtschaftlicher Hinsicht für unsere Provinz
bietet, an das hohe Haus die Anfrage zu stellen, ob sie gewillt sind, Herrn Fühling zu gestatten,
in aller Kürze hier einige Ausführungen zu machen, (Rufe: Jawohl!) Er hat sich verpflichtet,
diese Ausführungen ganz kurz zu halten, (Rufe: Nach Schluß der Tagesordnung!)

Ich frage zunächst, ob Sie gestatten wollen, daß Herr Fühling in dieser Frage zu»,
Worte tuinmt, (Rufe: Ja!)

Das scheint allseitigeZustimmung zu finde».
Nun würde es sich darum handeln, ob das vor der Tagesordnung oder am Schluß der

Tagesordnung geschehen soll. (Rufe: Jetzt! — Rufe: Am Schluß! - Erneute Rufe: Jetzt!)
Die Mehrheit scheint für jetzt zu sein.
Ich verpflichte den Herrn Abgeordneten nochmals auf die größtmöglicheKürze.
AbgeordneterFühling: Meine Herren! Ich danke Ihnen sehr, daß Sie mir Gelegenheit

geben, im Anschluß an meine vorjährigen Ausführnugen Ihnen kurz über die Weiterentwicklung
des Unternehmens zu berichten.

Im Januar ist durch Vermittlung des Herrn Regierungspräsidentenvon Cölu die Immedictt
eingäbe <n, das Ziviltabinet ergangen, um die Bewilligung zur Namensführung Kaiser Wilhelm^
Vereinigungzu erhalten. Eine Antwort darauf steht uoch aus. Inzwischenhat in voriger Woche die
endgültige Konstituierung der Vereinigung im Hotel Disch zu Cöln stattgefunden. Die Satzung 'st
genehmigt, Verwaltungsrat und Vorstand sind gewählt, nnd die Eintragung in das Vereins
register ist beantragt.
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Seine Eminenz Felix, Kardinal von Hartmann, Seine Exzellenz der Herr Oberpräsident
Staatsminister Freiherr von Rheinbaben, Seine Exzellenz der Herr Staatsminister Freiherr
von Schorlemer und der Vorsitzende unseres Provinzialausschusses,Herr Graf Beissel von Gymnich,
haben die Ehrenmitgliedschaftin dankenswerterWeise angenommen. Sodann ist die Ehrenmitglied«
schuft einer Anzahl Vertreter der Wissenschaft wegen ihrer Verdienste auf tierphysiologischcm
und tierzüchterischem Gebiete verliehenworden: den GeheimenRegieruugsrätcn Professor Dr, Hansen
in Königsberg, Professor Dr, Zuntz in Berlin, Professor Dr, Oboerhalden in Halle sowie
dem GeheimenHofrat Professor Dr, Vogel in München, Ferner ist die Ehrenmitgliedfchaftverliehen
worden wegen seiner hervorragendenVerdienste um die Landwirtschaft, namentlich auf dem Gebiete
des Zuckerrübenbauesbei dessen allgemeinerEinführung in der Rheinpruviuz in den sechziger Jahren,
unserm allverehrtenAlterspräsidentenHerrn Geheimem KommerzirnrntDr, Emil vom Rath, (Beifall,)
Sodann ist einstimmig in den Verwaltnngsrat gewählt worden der Präsident der Kölner Handels-
lammer Herr Geheimer Kommerzienrat Dr, Hagen. Wenn wir auch nach dem Kriege unser Geld
mit vielen hundert Millionen für Futtermittel nicht mehr wie vorher ins Ausland schicken können,
so werden wir doch genötigt sein, noch eine Anzahl hochwertiger Futtermittel, dereu Anbau bei uns
wegen klimatischerVerhältnisse nicht möglich ist, aus dem Auslande zu beziehen. Da ist es

. außerordentlichdankenswert,daß uns Herr GeheimerKommerzienrat Hagen seine reichen Erfahrungen
auf dem Gebiete des Handels uud des Einfnhrwefens, dadurch, daß er in den Verwaltnngsrat
miteingetreten ist, hierfür zur Verfügung gestellt hat,

Aussichtsreiche Verhandlungen sind eingeleitet,um ein Versuchsgutund einen entsprechenden
Bauplatz für die Errichtung der Versuchsanstalt zu erlangen. Außerdem siud Verhandlungen
angeknüpft, um mit verschiedene» Gütern Verträge zur Anstellung von Versuchsfütterungenunter
Leitung der Anstalt zu tätigen.

Was die geldlicheLage betrifft, so konnte aus Mangel an Hilfskräften und auch an
geeignetemPerfonal eine besondere Werbetätigkeit bisher noch nicht entfaltet werden. Immerhin
bin ich doch in der Lage, mitzuteilen, daß dank der regen Beteiligung der Landkreifr, hervorragender
Industrieller und insbesoudereauch einer großen, der Landwirtschaftfehl nahestehenden Korporation
nunmehr a« Stiftungen der Betrag der ersten Million nnnährcnd erreicht ist, während die Jahres¬
beiträge sich ans die Summe vuu rund 10 000 Mark belaufen. Wenn das ja auch für deu Rahmen
unserer Tätigkeit in der Anstalt bei weitem noch nicht genügen wird, so hoffe ich doch, daß es möglich
sein wird, wenn eine entsprechende Werbetätigkeiteinsetzt, die nötigen Mittel nnch voll zu erlangen.

Inzwischen soll insoweit schon vorgearbeitet werden, als namentlich auf dem Gebiete der
Kleintierzucht — Schweinezucht - Ziegenzucht-- Kaninchenzucht— kurze Merkblätter heraus»
gegeben werden, um für deren entsprechende Ernährung auch schon während der Kriegszeit namentlich,
in den Arbeiterhanshnltungen Sorge z» tragen.

Es sind dies noch kleine Mittel, da die eigentlicheTätigkeit sich erst nach dem Friedens
schluß wird entfalten tonnen. Alles in allem genommen darf ich wohl die Hoffnung aussprechen,
daß das Unternehmen, wenn es weiterhin Unterstützungfindet wie bisher, auch in der Lage sein
wird, segensreich zu wirken, (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Meiue Herren! Wir treten dann in die Tagesordnung ein.
Ihr erster Gegenstand lautet:

Autrag der I. Fachlomission zum Bericht uud Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend Wahl von bürgerlichen Mitgliedern und deren
Stellvertretern für die Bezirke mehrerer Obrr-Ersatzkommissionen.
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Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Dr, Lembke,dem ich das Wort erteile,
Berichterstatter Abgeordneter Dr, Lembke: Meine Herren! Die Amtszeit derjenigen

bürgerlichenMitglieder der Ober-Ersntzkommissionen,welche von dem Prouinziallandtage in dessen
Sitzung am 17, März 1915 gewählt waren, läuft mit dem 1, Oktober 1918 ab. Für sie sind
Ergänzungswahlen vorzunehmen. Ferner ist ein bürgerliches Mitglied der Ober-Ersatzkommission,
dessen Amtszeit bis zum 1, Oktober 1919 lief, inzwischengestorben. Das ist der Kaufmann
Fritz Nsthöverjnn, in Essen, Für ihn ist eine Ersatzwahl vorzunehmen, und zwar für die Zeit
bis zum 1. Oktober 1919,

Die I, Fachtommissionschlägt dem Hause in Uebereinstimmung mit dem Provinzialaus-
schuß vor, für die neue dreijährige Amtsperiode diejenigen Herren zu wählen bezw, wiederzuwählen,
die in der Anlage zur Drucksache 4, die in Ihren Händen ist, ausgeführt sind, Ei? ist wohl nicht
erforderlich, diesen Antrag zu verlesen, Sie schlägt ferner vor, an Stelle des verstorbene,,Mitgliedes
Herrn Fritz Asthüver in Essen den Herrn Gutsbesitzer Robert Mintrop in Essen-Nredeney neu zu wählen,

Im Anschlußdaran bittet die I, Fachtommissionferner, entsprechend der Drucksache Nr, 32,
die heute Morgen hier noch nicht vorgelegt worden ist, eine Aenderung in der bisherigen Verein¬
barung mit der Provinz Hessen-Nassau,betreffend die Reihenfolge bei den Wahlen des bürgerlichen
Mitgliedes und des Stellvertreters im Bezirk der Ober-Ersatztommissionder 42, Infanterie-Brigade
vorzunehmen. Zu diesem Bezirk gehören nämlich bisher 19 nassauischeund 1 rheinischerKreis
und diese Organisation ist dahin abgeändert worden, daß jetzt 5 nassauische und 1 rheinischer Kreis
dazu gehören, Infolgedessen ist jetzt eine kleine Aenderung vorzunehmen. Es wird vorgeschlagen,
sie dahin zu beschließen, daß der rheinische Kreis in der dritten Wahlperiode das Mitglied uud in
der sechste» Wahlperiode den Stellvertreter zu wählen hat,

Vorsitzender'Spiritus: Sie haben den Vorschlag des Herrn Berichterstatters gehört,
diejenigen Herren wiederzuwählen,die in der Drucksache mit Namen aufgeführt sind.

Wir haben sodann eine Ersatzwahl für die AushebungsbezirkeEssen, Recklinghausenvor¬
zunehmen, und zwar als Ersatzmann zu wählen den Herrn Gutsbesitzer Robert Mintrop in Essen-
Bredeney, und endlich gemäß der Drucksache 82 zu beschließe», daß die Vereinbarung zwischen den
verschiedenen Infanterie-Brigaden von Heffen-Naffau und der Rheinpruoinz in der vorgeschlagenen
Weise geändert wird.

Wird das Wort gewünscht?
Das ist nicht der Fall, Ich stelle fest, daß Sie die Vorschlägeangenommenhaben.
Wir kommendann zum

Antrag der I, Fachkommission zu den Berichten und Anträgen des
Provinzilllausschusses, betreffend

I, Neuwahl von Mitglieder» und stellvertretenden Mitgliedern des
Provinzilllausschusses,

II. Ersatzwahl von Mitgliedern des Provinzilllausschusses,
III. Wahl des stellvertretenden Vorsitzenden des Provinzialnnsschusses.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr Abgeordneter Lembke.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Lembke: Die Mitglieder u»d die stellvertretenden

Mitglieder des Pruvinzialausschusseswerden, wie Ihnen bekannt ist, vom Prouinziallandtage auf
sechs Jahre gewählt, und alle drei Jahre scheidet die Hälfte aus. Für die infolgedessenam
1. April l918 ausscheidenden Mitglieder sind Ergänzungswahlen vorzunehmen. Das sind folgende:
KöniglicherLandrat von Pastor in Aachen, Königlicher Bergrat Emil Kreuser, der inzwischen
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verstorben ist, in Mechernich, ferner Königlicherüandrat von Groote in Rheinbach, Geheimer
Kommerzienrat Julius Erbslöh in Barmen, Rentner und Stadtverordneter Alfred Molenaar in
Crefeld, der außerdem schon sein Amt niedergelegthat, Königlicher Landrat GeheimerRegierungsrat
Eich in Cleve und deren Stellvertreter, Bei zwei von diesen Herren bittet der Provinzialausschuß
gleichzeitig, zu bestimmen, daß die Neugewählten auch für die wenigen Tage bis zum I, April
als Mitglieder gelten. Das sind die beiden Herren Emil Kreuser, der gestorben ist, und Molenaar,
der sein Amt niedergelegt hat. Mit dieser Maßgabe sind die bezeichneten Wahlen dieser nach
dem regelmäßigen Turnus ausscheidenden Mitglieder zu tätigen,

Dann sind zweitens Ersatzwahlen vorzunehmen für zwei Mitglieder, Das sind die
Herren Exzellenz Wallraf in Berlin, der infolge seines Verzuges nach Berlin sein Amt niedergelegt
hat, und Freiherr von Dalwigk, der infolge seiner Ernennung zum Regierungspräsidenten aus¬
geschieden ist.

Dann ist drittens die Wahl eines stellvertretendenVorsitzendendes Provinzialausschusses
zu tätigen, Die I, Fachkommissionschlägt Ihnen vor, als stellvertretende» Vorsitzenden des
Provinzialausschussesden Herrn Geheimrat Eich in Cleve zu wählen,

VorsitzenderSpiritus: Meine Herren! Wir kämen zur Vornahme der Wahlen, Ich
möchte mir erlauben, Ihnen vorzuschlagen,daß wir in den einzelnenRegieruugsbezirkensowohl die
Ergänzungswahlen wie die Ersatzwahlen vornehmen, nicht etwa dnrchgängigzuerst die Ergänzungs-
Mahlen und dann die Ersatzwahlen, Die Sache wickelt sich klarer ab, wenn wir regierungsbezirks-
weise vorgehen und alles, was notwendig ist, gleich erledigen Die Regierungsbezirkesind auch in
der Drucksache Nr, 3 in alphabetischerReihenfolge eingeordnet. Zunächst handelt es sich um den
RegierungsbezirkAachen, Im RegierungsbezirkAachen ist zunächsteine Ergänzungswahl für den
Landrat von Pastor vorzunehmen, dessen Wahlperiode am 1, April 1918 abläuft, und für seinen
Stellvertreter, den Majoratsbesitzer Karl Freiherr,, von Nellessen in Aachen, Ebenso ist eine
Ergänzungswahl vorzunehmen, die aber leider zur Ersatzwahl weiden muß, für den inzwischen
verstorbenen Königlichen Bergrat Emil Kreuser in Mechernich, dessen Wahlperiode auch am
1, April 1918 abgelaufen sein würde, und für den RittergutsbesitzerKarl Bessenich auf Burg
Gladbach im Kreise Düren eine Ergänzungswahl

Ich bitte, aus dem RegierungsbezirkAachen Vorschlägemachenzu wollen, (Abgeordneter
Kesselkaul meldet sich zu Wort) Bitte, Herr Kesselkaul.

AbgeordneterKesselkaul: Im Namen der Abgeordneten des RegierungsbezirksAachen
habe ich die Ehre, dem hohen Hause vorzuschlagen,zunächsteinmal den Herrn Landrat von Pastor
in Aachen als wirklichesMitglied und den Majoratsbesitzer Freiherr,, von Nellessen als stellver¬
tretendes Mitglied wiederzuwählen,und zwar durch Zuruf.

Vorsitzender Spiritus: Wollen Sie nicht zweckmaßigerweise die Vorschläge für den
Regierungsbezirkvollständig machen?

Abgeordneter Kesselkaul: Nein, ich möchte lieber zunächsteinmal bitten, über den eben
gemachtenVorschlag eine Entscheidungherbeizuführen,

VorsitzenderSpiritus: Wie Sie wünsche». Das Hans ist damit einverstanden, daß
wir zuerst über die Ergänzungswahl für Herrn von Pastor und für Herrn Freiherrn von Nelleffen
abstimmen. Es wird vorgeschlagen,diese beiden Herren dnrch Zuruf wiederzuwählen.

Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch. Ich darf also feststellen, daß die beiden Herren
°urch Zuruf wiedergewähltworden find.

Ich frage Herrn von Pastor, ob er die Wahl annimmt,
6»
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Abgeordneter von Pastor: Ich nehme die Wahl mit Dant an,
VorsitzenderSpiritus: Und Herr Freiherr von Nellessen? (Zuruf: Ist nicht hier!)

Er ist nicht anwesend.
Dann bitte ich, weitere Vorschlägezu machen,
Abgeordneter Kesseltaul: In zweiter Linie handelt es sich darum, anstelle des

verstorbenenHerrn Beigrats Kreuscr einen Ersatzmann zu wähleu Entsprechend dem Vorschlage
der Druckschrift 3 a wird vorgeschlagen,daß der betreffende Herr gleichzeitig bis zum l. April
dieses Jahres amtieren soll. Vom Vezirt wird vorgeschlagen, den Herrn Rittergutsbesitzer Karl
Bessenich auf Burg Oladbach, der bisher Stellvertreter war, aufrücken zu lassen, ihn also zum
wirtlichen Mitgliede zu macheu, und zwar auch durch Zuruf,

VorsitzenderSpiritus: Den Stellvertreter werden Sie nachher benenne»? (Abgeordneter
Kesseltaul: Ja!)

Es wird vorgeschlagen,den bisherigen Stellvertreter, Herrn Rittergutsbesitzer Bessenich,
zum ordentlichen Mitgliede zu wähleu, und zwar auch noch fiir die kurze Spanne bis zum
1. April 1918, Diese Wahl soll durch Zuruf erfolgen.

Hiergegen erfolgt kein Widerspruch, Ich kann also feststellen,daß Herr Rittergutsbesitzer
Bessenich zum Mitgliede des Pruviuzialausschusses für die Spanne Zeit bis zum 1, April und
dann vom 1, April 1918 ab fiir die weitere Wahlperiodr gewählt worden ist.

Ich frage Herrn Bessenich,ob er die Wahl annimmt,
Abgeordneter Bessenich: Ich nehme die Wahl mit Dank an,
VorsitzenderSpiritus: Dann bitte ich um Vorschlägefür den Stellvertreter,
AbgeordneterKesseltaul: Namens der Abgeordnetendes Bezirks schlage ich vor, den Landrat

Freiherr« von Scheibler zu Hüllwueu bei Dremmen, und zwar auch mittels Zurufs, zu wählen
VorsitzenderSpiritus: Sie haben den Vorschag gehört. Es erfolgt auch kein Wider¬

spruch gegen die Wahl durch Zuruf, Ich stelle fest, daß die Wahl durch Zuruf getätigt ist.
Ich frage Herrn Freiherr von Scheibler, ob er die Wahl annimmt,
Abgeordneter Freiherr von Scheiblei: Ich nehme die Wahl mit Dank an,
VorsitzenderSpiritus: Damit wäre der RegierungsbezirkAachen erledigt.
Im RegierungsbezirkCüln find zwei Ersatzwahlen für den nnumehrigeu Staatssekretär

Exzellenz Wallraf und den nunmehrigen Herrn Regiernngspräsidenten Freiherrn von Dalwigl
vorzunehmen, sodann auch Ergäuzungswahlen für den Herrn Landrat von Groote, dessen Wahl¬
periode am l, April 1918 abläuft, und entsprechendmich für die Stellvertreter, je nachdemdie
Wahl der Hauptmitglieder erfolgt.

Ich darf bitten, auch für deu RegierungsbezirkEiilu Vurfchläge zu machen. Ich gebe
das Wort Herrn Geheimrat Dr, vom Rath,

Abgeordneter Nr, vom Rath: Meine Herren! Im Namen der Abgeordneten des
RegierungsbezirksCöln habe ich Sie zu bitte», an Stelle Seiner Exzellenz des Herrn Wallraf,
der als Staatssekretär hier ausgeschieden ist, unser» verehrte» Herrn Oberbürgermeister
Adenauer, anstelle des nach Aachen als Regierungspräsident versetzten Freiherrn nun Dalwigt
Herrn August Engels auf KlostergutMarieuforst, anstelle des bisherigenstellvertretenden Mitgliedes
Herrn Engels den Herrn Landrat von Tchlechtendalin Mülheim z» wählen nnd die Ausscheidenden
wiederzuwählen.

VorsitzenderSpiritus: Sie haben die Vorschlägegehört, und soll zunächst anstelle von
Exzellenz Wallraf Herr OberbürgermeisterAdenauer gewählt werden. Ich darf annehmen, daß
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der Vorschlag auch dahin geht, die Wahl durch Zuruf vorzunehmen? (Abgeordneter Nr, vom Rath:
Jawohl!)

Gegen die Wahl durch Zuruf erhebt sich kein Bedenken. Wir wählen daher durch Zuruf,
Ich stelle fest, bah Herr Oberbürgermeister Adenauer zum Mitgliede des Provinzial-

ausschusses gewählt ist.
Ich frage Herrn Adenauer, ob er die Wahl annimmt,
Abgeordneter Adenauer- Ich nehme die Wahl mit Dant un,
Vorsitzender Spiritus: Dann würde die Vertretung bei Herrn Geheimen Kommerzienrat

vom Rath bleiben, da hier eine Ergänzungswahl nicht notwendig ist.
Nun würde noch die Stelle des Freiherrn von Dalwigk zu besetzen sein, und da wird

vorgeschlagen, auch wieder durch Zuruf den bisherigen Stellvertreter Herrn Engels, Marienforst,
zu wählen.

Auch hier erhebt sich gegen die Wahl durch Zuruf lein Bedenken. Ich stelle fest, daß
Herr Engels durch Zuruf zum Mitgliede des Ausschusses gewählt ist, und frage Herrn Engels,
ob er die Wahl annimmt.

Abgeordneter Engels: Ich nehme mit verbindlichem Dank die Wahl an.
Vorfitzender Spiritus: Dann sind Ersatzherren für bisherige Stellvertreter zu wählen.

Da wird vorgeschlagen, Herrn Landrat von Schlechtendal in Mülheim a, Rhein zu wählen — ich
nehme auch hier an: durch Zuruf,

Gegen die Wahl durch Zuruf erfolgt kein Widerspruch, Herr von Schlechtendal ist als
Stellvertreter in den Provinzinlnusschuß gewählt.

Ich frage Herr» von Schlechtendal, ob er die Wahl annimmt?
Abgeordneter von Schlechtendal: Ich nehme mit Dank an.
Vorsitzender Spiritus: Herr von Schlechtendal hat die Wahl angenommen.
Ich darf dann wohl ohne weiteres annehmen, daß die Wiederwahl des Herrn Landrats

von Grootc, dessen Wahlperiode am 1. April 19 l 8 abläuft, als Mitglied, und ebenso diejenige des
Herrn Landesotunumierats Fühling, dessen Wahl ebenfalls am !. April 1918 abläuft, durch
Zuruf erfolge» taun.

Auch hiergegen erhebt fich kein Bedenken, Die Herren sind gewählt, und zwar Herr
von Groote als Mitglied, Herr Fühling als Stellvertreter,

Ich frage die Herren, ob sie die Wahl annehmen? Herr von Groote?
Abgeordneter von Groote: Ich nehme dankend an,
Vorsitzender Spiritus: Herr Fühling?
Abgeordneter Fühling: Ich nehme dankend an,
Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat Herr Dr, Hagen,
Abgeordneter Dr, Hagen: Meine Herren! Namens der Abgeordneten der Stadt Cöln

habe ich dem hohe» Hause die Erklärung abzugeben, daß es unser Wunsch gewesen ist, daß Herr
Geheimrat vom Rath, der bisher stellvertretendes Mitglied des Provinzinlausschusses war, in den Provin-
zialnusschuh als Mitglied aufrücken möchte. Herr vom Rath hat angeblich wegen vorgerückten Alters
darauf verzichtet, tatsächlich aber wegen der großen Bescheidenheit, dir wir alle an ihm rühmen. (Beifall.)

Ich halte mich zn diefer Erklärung dem hohen Hause gegenüber namens der Cölner Ab¬
geordneten für verpflichtet.

Vorsitzender Spiritus: Wir fahre» dann mit den Wahlen fort und kommen zum
Regierungsbezirk Düffeldorf. Hier würde am l, April die Wahlperiode für Herrn Stadtverord-
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neten Alfred Mulenaar in Erzfeld ablaufen, Herr Molenaar hat gebeten, von seiner Wiederwahl
abzusehen. Es ist also hier eine Ergäuzungswahl und auch eine Ersatzwahl in einer Wahlhandlung
vorzunehmen, und zwar würde auch hier die Zeit bis zum l, April durch den neu zu wählenden
Abgeordneten im Amte zu versehen sein.

Dann würde der Stellvertreter, das ist Herr Albert Kemmann in Mettmanu, zur Wahl stehen.
Ferner läuft am l, Oktober 1918 die Wahlperiode für den Königlichen Landrat

Geheimen Regierungsmt Eich in Eleve und für seinen Stellvertreter Herr Oekonomierat Wilhelm
Vrücker in Hünnepel. Kreis Eleve, ab.

Die Wahl des Herrn Geheimen Kummerzieniats Julius Erbslöh läuft auch am 1, April
d, ^s, ab, ebenso diejenige seines Stellvertreters, Kommerzienrat Paul Reusch in Oberhausen,

Ich bitte um Vorschläge aus dem Regierungsbezirk Düsseldorf,
Herr Geheimrat Eich!
Abgeordneter Eich: Die Abgeordneten des Regierungsbezirks Düsseldorf haben sich dahin

geeinigt, anstelle des Herrn Mulenuar, der ja ausscheidet, den Herrn Oberbürgermeister Oehler
zur Wahl vorzuschlagen, und zwar durch Akklamation,

Vorsitzender Spiritus! Wir kämen der Reihenfolge nach zunächst zur Wiederwahl des
Herrn Geheimen Kummerzieurats Julius Erbslüh, dessen Wahlperiode am 1, April 1918 abläuft.

Dagegen erfolgt kein Widerspruch. Er ist durch Zuruf wiedergewählt. Er ist nicht hier.
Die Wahl wird ihm mitgeteilt werden.

Wir kämen dann zu einer Ersatzwahl für Herrn Molenaal, Da wird vom Regierungs¬
bezirk Düsseldorf Herr Oberbürgermeister Oehler, Düsseldorf, vorgeschlagen, und zwar soll diese
Wahl ebenfalls durch Zuruf erfolgen.

Gegen die Wahl durch Zuruf erhebt sich kein Widerspruch, Ich stelle fest, daß der Herr
Abgeordnete Oehler gewählt ist, und frage ihn, ob er bereit ist, die Wahl anzunehmen.

Abgeordneter Dr, Oehler: Ich nehme die Wahl mit Dank an.
Vorfitzender Spiritus: Wir kommen dann zur Wahl des Herrn Oeheimmts Gich,

dessen Wahlperiode am l, April 1918 abläuft. Es handelt sich hier auch um eine Ergiinzungs-
wähl. Hier darf ich auch ohne weiteres annehmen, daß Sie durch Zuruf die Wiederwahl des
Herrn Geheimrats Gich vollzogen haben.

Ich frage Herrn Eich, ob er die Wahl annimmt.
Abgeordneter Eich: Ich nehme die Wahl an.
Vorsitzender Spiritus: Daun kommen wir zu den Stellvertretern, zunächst zu Herrn

Kummerzienrat Reusch, Oberhausen, - ich darf wohl, wenn nicht besondere Abstimmung gewünscht
wird, die Namen der drei Herren verlesen —. Auch hier kann die Wahl durch Zuruf erfolgen,
selbstverständlich, wenn Sie wünschen, in getrennter Abstimmung.

Das scheint aber nicht beliebt zu werden. Ich darf daher feststellen, daß diese drei
Herren, Reusch, Kemmann und Orttcker. durch Zuruf wiedergewählt siud. Die anderen Wahlen
für Düsseldorf und diejenige für den Regierungsbezirk Trier kommen bei dieser Wahlperiode nicht
in Frage. Ich möchte aber noch fragen, ob die Herren Reusch, Kemmann und Nrücker hier sind
und die Wahl annehmen.

Herr Reusch ist nicht hier. Er ist entschuldigt. Herr Kemmann ist auch nicht hier.
Herr Brücker?
Abgeordnete Brücker: Ich nehme die Wahl mit Dank an.
Vorsitzender Spiritus: Damit wären die Wahlen der Mitglieder, wenn ich die Sache

recht übersehe, erledigt.
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Nun handelt es sich noch um die Wahl des stellvertretende»Vorsitzendendes Provinzial-
ausfchufses,und hier hat der Herr Berichterstatter namens der Kommissionden Antrag gestellt, eine
Ersatzwahlfür den zn unser aller lebhaftestem Bedauern oon dem Amte des stellvertretenden Borsitzenden
auf seinen Wunsch zurücktretenden hochverehrten Herrn Oberstleutnant' Schmidt oon Schwind
vorzunehmenund diese auf den Herrn Geheimen Regierungsrat Landrai Eich zu richten.

Auch diese Wahl kann durch Zuruf erfolgen. Dagegen erhebt sich tein Widerfpruch. Ich
stelle fest, daß Herr Geheimrnt Eich durch Zuruf znm stellvertretendenBorsitzendendes Provinziul-
ausschussesgewählt ist, und frage den Herrn Abgeordneten,ob er die Wahl annimmt.

Abgeordneter Eich: Ich nehme die Wahl mit Dank an.
VorsitzenderSpiritus: Damit wäre dieser Gegenstand erledigt.
Wir kommendann zum

Antrag der 1. Fachkommission zu dem Antrage des Pruvinzialansschusses,
betreffend das Gesuch von A Landessetretaien der Provinzialzential-
Verwaltung um Berleihung oon Gehalt und Titel der Landesobersetretäre.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter I)r. Brandt, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordneter Or, Brandt: Meine Herren! Die Antragsteller, die in

Diucksache 25 naher genannt sind, haben beim Provinzialausschnß den Antrag gestellt, Ihnen ohne
Ablcgung der vorgeschriebenen II. Prüfung den Titel und das Gehalt eines Landes-Obcrsetretärs zu
verleihen. Die Obersekretäresind den Landessetretaien gegenüber insofern bevorzugt, als sie ein
um 500 Mark höheres Gehalt beziehenund von der vicrtletzten Gehaltsstufe 750 Mark mehr.
Es ist aber nach den Bestimmungen des Provinzialausfchusse? vorgesehen, daß sie eine zweite
Prüfung abzulegen haben. Nach der eisten Prüfung werden die Beamten zu Laudessekretären
ernannt, nach der zweiten Prüfung, wenn fie die bestehen,zn Laudesoberjekretäreu.

Von den drei Herren hat fich nun der eine zum Examen gemeldet, es aber nicht
bestanden; die zwei anderen haben fich überhaupt nicht gemeldet.

Der Provinzialausschnß hat den Antrag abgelehnt, und sie wenden sich nun mehr mit
einer langen Eingabe an den Provinziallandtag und behaupten unter anderem folgendes:

Erstens, die sogenannte zweite Prüfung sei eine Auflage, die ihnen nicht hätte gemacht
werden können. Dieser Einwand ist unhaltbar. Nach den Bestimmungen der Provinzialordnung,
s 94, nimmt der Pruvinzialausschuß die Besetzungder Stellen vor, und demgemäß hat er ein
Reglement über die dienstlichen Verhältnisse der Provinzialbeamten erlassen und dort im 8 4
gesagt, daß über die Erfordernisse für die Anstellung im Dienste der Provinzialverwaltnng und
insbesondere darüber, ob dazu das Bestehen einer staatlichen, technisch - wisseuschaftlichenoder
fachlichen Prüfung gehört, der Provinzialausschuß zu befinden habe. Das Verlangen des
Prouinzialausschusses,daß eine Prüfung stattzufinden hat, ist also durchaus begründet.

Die Herren sagen nun weiter: Auf uns konnte diefe Bestimmung nicht Anwendung
finden, da wir bei Einführung der Prüfung schon im Pruuinzialdienste gestandenhaben. Dieser
Einwand ist auch unbegründet, weil die Einrichtung der Landrsobersekretiireauch erst später
getroffen worden ist.

Nun führen fie weiter aus, es wäre bei der Landesversicherungsanstaltund bei der
landwirtfchaftlichenUnfall-Nerufsgenossenschaft,bei denen sie beschäftigtsind, auffallend, daß viele
Beamte die Prüfung nicht bestanden hätten. Nach Angabe der Lcindesverwaltungist das tatsächlich
der Fall. Worauf das zurückzuführenist, ist nicht ganz klar. Aber vielleicht liegt der Grund
darin, daß die Bureaubeamten iu der Laudesuersicherungsanstaltund in der landwirtschaftlichen



48 5)8. RheinischerPruvinziallandtag, 4. Sitzung am 20. März 1918.

Berufsgenossenschastetwas einseitig mit dem Nentenfestsetzungsverfahrenusw. beschäftigt sind und
dadurch vielleichtweniger Zeit für allgemeine Fragen der Lnndcsverwaltung haben. Aber umso-
mehr muh das Bestehen der Prüfung verlangt werden, wenn eben die Ausbildung der Leute mehr
oder weniger einseitig ist, und wenn es sich um die Anstellung eines Landesobersekretärshandelt,
der ja nicht allein in dem Betriebe seiner eigenen Abteilung verwendet weiden soll, sundernder
über seinen engeren Beschäftigungskreis einen Ueberblicküber die allgemeine Verwaltung besitzen
soll und dem man auch iu audereu Dezernaten Vertretung und Beschäftigungerfolgreich soll
übertragen können.

Dann führen sie noch aus, die Prüfung fei ziemlichschematisch,es handele sich um viel
auswendig gelerntes Zeug. Meine Herren, das ist bei jeder Prüfung der Fall. Selbstverständlich
wird Wert darauf gelegt, daß nicht auswendigGelerntes hergesagt wird, sondern daß in den Sinn
und Geist der Bestimmnngen eingedrungenund verstanden wird.

Die !. Fachkommissionhat in dieser Beziehung dem besonderen Wunsche Ausdruck"
gegeben,daß unter allen Umständen nn dieser zweiten Prüfung festgehaltenwerden soll.

Schließlich machen sie noch geltend, daß einzelne Beamte ohne diese Prüfung befördert
wurden seien. Das ist allerdings i» einzelnen Fällen geschehen und ist auch vollständig begründet,
weil nach § 24 der Nestimmungen llber die Heranbildn»«, der Beamten der Herr Landeshaupt¬
mann anordnen kann, daß in einzelnenFällen aus besonderenGründen von der Prüfung Abstand
genommenwird; das ist vereinzelt geschehen in Fällen, wo es sich um besonders tüchtige Beamte
handelt, bei denen man mit Rücksicht auf ihr Alter und ihre erfolgreiche Beschäftigung von der
Prüfung absehen kann.

Dann beziehen sie sich auf einen Fall Dreesbach. Dreesbach ist aber, wie festgestellt
worden ist, ein technischer Beamter, und diese technischen Beamten haben die zweite Prüfung nicht
abzuleisten.

Die I. Fachkommission ist also der Ansicht, daß dir Beschwerde durchaus unbegründet ist,
und bittet Sie, den Antrag der drei Antragsteller abzulehnen.

VorsitzenderSpiritus: Sie haben den Vorschlag der Fachkommission aus dem Munde
des Herrn Berichterstatters gehört.

Ich eröffne die Verhandlung.
Es meldet sich niemand zum Wort.
Ich schließe die Verhandlung und darf annehmen, daß Sie dem Vorschlage,den der Herr

Referent namens der Fachkommissiongemacht hat, beigetreten sind.
Wir kommenzum

Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrage des Pruvinzialausschusses,
betreffend das Gesuch der Registraturen der Rheinischen Provinzialver-
waltung um auderweite Regelung ihrer Dienst und Gehaltsverhältnisse.

Derselbe Herr Berichterstatter!
Berichterstatter Abgeurdueter Dr. Brandt: Meine Herren! Die Herren Registraturen

der Landesverwaltung haben an, 14. Februar au das hohe Haus einen Antrag auf anderweitige
Regelung ihrer Besoldungsverhältnisse gestellt. Im einzelnen beantragen sie Anstellung auf
Lebenszeit, Erhöhung des Anfangsgehalts auf 2200 Mark und des Endgehalts auf 4800 Mark,
dann höhere Steigescitze, sowie vor allem Anrechnungder Militärdienstzeit auf das Befoldungsalter
für die aus dem Militäranwärterstande heruorgegangeneu Registratoren. Endlich verlangen sie
Verleihung einer besonderenAmtsbezeichnung: Landesregistratoren bezw. Landesregistratursekretäre.
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Sie haben die Eingabe eingehendbegründet. Vor allein weisen sie darauf hin, daß die
Anrechnungder Militärdienstzeit vom Provinziallandtag im Jahre 1909 für die Assistenten-und
die Sekretärklassebestli<?ssenworden sei; es sei daher eine Unbilligkeit, daß bei ihnen die Militär»
Dienstzeit nicht angerechnetwürde.

Im einzelnen wird dann mit Rücksichtauf die Teuerungsverhältnisse auseinandergesetzt,
baß die finanziellen Bezüge nicht ausreichendseien.

Meine Herren! Die I. Fachkommission ist der Ansicht, daß es in der jetzigen Zeit und
während des Krieges nicht angebracht ist, für einzelne Beamtenklassen oder für einzelne Beamten
Neuregelungenvorzunehmen,sowohl in der Besoldungsfrage als in der Frage der Anrechnungder
Dienstzeit, insbesondere hier der Frage der Anrechnung der Militärdienstzeit auf das Besoldungs-
oieustalter. Zweifellos wird ja alsbald nach dem Kriege eine Durchsichtder gesamten Aesuldungs-
urdnung und der Anstellungsverhältnisseunserer Beamten sowohl beim Staat, bei den Gemeinden
als auch bei der Provinz stattfinden müssen, und bei dieser Gelegenheit wird dann auf den Antrag
zurückgegriffen werden können.

Deswegen ist die I. Fachkommissionder Ansicht, daß der Antrag dem Provinzialausschuß
als Material bei der demuächstigen Neuregelung der Beamtenbesoldungs- und Anstcllungsverhält-
nisse der Provinz übergeben werden soll, uud sie bittet Sie, demgemäß beschließen zu wollen.

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung.
Das Wort wird nicht gewünscht. Ich stelle fest, daß Sie mit dem Vorschlage, den der

Berichterstatter Herr Abgeordneter Brandt namens der I. Fachkommissiongemacht hat, einver¬
standen sind und in diesem Sinne beschlossenhaben.

Wir gehen weiter:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrage des Provinzialansschusses,
betreffend das Gefuch des Landesbauselretärs Maerker (Cochem) um An¬
rechnung eines Teiles der Militärdienstzeit auf das Besoldungsdienstalter
oder Gewährung einer Ausgleichszulage.

Auch hier ist Herr Abgeordneter Dr. Brandt Berichterstatter.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Brandt: In derselbenoder in ähnlicher Weise liegen

dir Verhältnisse bei dem Antrage des Laudesbausekretärs Maerker in Cochem. Er beantragt
ebenfalls, ihm drei Jahre seiner Militärdienstzeit auf das Besoldungsdienstalter anzurechnen. Im
weiteren Verlaufe seines Gesucheskommt er auf die Besolduugsverhältnissezu sprechen. Er führt
des Näheren aus, daß die Besoldung unzureichend sei, daß dies in der Hauptsache auch auf die
Nichtanrechnnngder Militärdienstzeit auf das Besoldungsdienstalterzurückzuführensei, daß sie aber
auch aus anderen Gründen nnzureichendsei.

Bezüglich dieses Gesuches ist die I. FachkommissionderselbenAnsicht. Sie meint, daß
auch hier zurzeit ein Anlaß zur materiellen Prüfung des Gesuchesnicht vorliege und bittet Sie,
«ich hier zu beschließen,den Antrag dem Provinzialausschuß als Material für die demnächstige
allgemeine Regelung der Besoldungs- uud Anstellungsvcrhältnissezu überweisen,

VorsitzenderSpiritus: Auch hier haben Sie den Vorschlag gehört.
Widerspruch erfolgt nicht. Ich darf feststellen, daß Sie ihm zustimmen.

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend den Dispositionsfonds des Provinziallandtags
(Ständefonds).

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. von Reumont.
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Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Reumont: Meine Herren! Die Verhältnisse
des sogenanntenStändefonds sind im wesentlichen dieselben wie in den Vorjahren. Die Haushalts¬
position von 120 000 Mark wird zwar aufrecht erhalten; es werden aber nur für die laufenden
Arbeiten Mittel im Gesamtbeträge von 35 000 Mark ausgegeben. Im nächsten Rechnungsiahre
wird sich hieran wenig ändern.

Es ist hier nur ein Punkt, auf den ich mit einigen Worten eingehen mochte. Es handelt
sich nämlich um Arbeiten am AachenerMünster, deren Dringlichkeitgar nicht bezweifeltwerden
kann Dort sind in der Chorhalle schwereSchäden entstanden, deren Ursprung Jahrhunderte
zurückliegt die aber jetzt so akut gewordensind, daß, wenn nicht sofort eingegriffen wird, dieses
herrliche, ' einzigartige Karulingische Baudenkmal in seinem Bestände gefährdet erschemt. Der
Kostenanschlagschließtab mit nicht weniger als 305 000 Mark.

Schon hieraus werden Sie entnehmen können, um welche großen Alberten es sich handelt.
Nnn liegen die Verhältnisse beim Aachener Münster insofern eigenartig und sehr schwierig,

als eigenes Vermögen nicht vorhanden ist. Eine Pfarre, der ein Besteuerungsrecht zustande, ist
mit der Kirche nicht verbunden; eine Kirchenfabrikist nicht da. Eigentümer ist das Stiftstapitel;
dieses hat aber selbst kein Vermögen. Es besteht nun in Aachen ein Verein, der Karlsverein, der
sich schon seit Jahrzehnten große Verdienste um die Ausschmückungdes Münsters erworben hat,
dessen Mittel aber zur Neige gehen. Daher wird darum gebeten, daß für diese laufenden Arbeiten
am Aachener Münster Mittel aus dem Ständefonds zur Verfügung gestellt werden.

Der Antrag der I. Fachkommission geht daher dahin:
„Der Provinziallandtag wolle den Antrag unverändert annehmen und insbesondere
für die Unterhaltung des Aachener Münsters einen entsprechenden Betrag bereitstellen.'

Ich möchte aber gleich hinzufügen, daß stillschweigende Voraussetzungdieses Antrages ist,
daß auch von anderer Seite Mittel zur Verfügung gestellt werden. Da käme zunächst der Staat
in Frage, der ja schon vieles geleistet hat und auch wohl in diesem Falle nicht versagen wird,
dann aber auch die Stadt Aachen. Die Stadt hat sich bisher eine gewisse Zurückhaltung in ihren
Beiträgen auferlegt; es ist aber wohl zu erwarten, daß sie später mehr aus sich herausgehen und
etwas mehr für ihre bei weitem hervorragendsteKirche leisten wird.

Im übrigen soll aber noch besonders hervorgehoben werden, daß wir uns auf e,ne
bestimmte Summe keineswegs festlegen wollen; nur kann ich im allgemeinen sagen, daß die Kommission
dringend empfiehlt, die Sache wohlwollendzu prüfen.

Ich möchte Sie daher bitten, unter der von mir hinzugefügtenEinschränkungund Voraus¬
setzung deni Antrage der 1. Fachkommission beizustimmen.

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung. Der Herr Abgeordnete Fleuste
hat das Wort. .

Abgeordneter Fleuster: Meine sehr verehrten Herren! Der Herr Referent hat bewein,
daß sich die Stadt Aachen in der Bewilligung von Mitteln für die Wiederherstellungdes Aachener
Münsters etwas Zurückhaltung auferlegt hat. Ich möchte zur Aufklärung darüber darauf h"-
weisen. daß. wenn tatsächlichdie Stadt Aachen nicht mit der Bewilligung eines verhältnismäßig
größeren Betrages vorgegangen ist, dies doch mehr oder minder mich seine Ursache M "
kolossalen Belastung hat. die Aachen als Grenzstadt wahrend des Krieges auszuhalten gehabt h°>
Es gibt wohl kaum eine Stadt, die durch durchziehendeTruppen und infolgedessendurch "^
quartierung. ferner durch Unterbringung der aus Belgien ausgewiesenen Flüchtlinge mehr l
Anspruch genommen worden ist, als gerade die Stadt Aachen. Mit Rücksichthierauf hat
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Stadtverordneten-Versammlungvon Aachen für die Erhaltung des herrlichenDenkmals, um das
es sich hier handelt, allerdings keinen so hohen Beitrag bewilligt, wie man es wünschen könnte.

Aber meine Herren! Es ist auch in dieser Beziehung in Aachen nicht das letzte Wort
gesprochen. Hoffentlichwird es dazu kommen,daß von der Stadt mindestensder gleiche Beitrag
zur Verfügung gestellt wird, sei es durch direktenBeitrag der Stadtgemeinde oder durch Beiträge
aus der Bürgerschaft, wie auch vom Staate und der Provinz Beitrage zur Verfügung gestellt
werden.

Ich möchte also bitten, bei Ihrer Beschlußfassunggefälligst zu berücksichtigen, daß sich in
dieser Beziehung die Stadt Aachen keineswegsauf das beschränken wird, was bisher geschehen ist.
Ich glaube, Namens meiner Kollegen, die ebenfalls von der Stadtverordneten-Versammlungvon
Aachen hierher delegiert worden sind, versichern zu können, daß angestrebt wird, daß die Stadt in
dieser Beziehung allen billigen Anforderungen entspricht. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich schließe die
Verhandlung und frage, ob der Herr Berichterstatter noch das Wort nehmen will.

Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Reumont: Ich verzichte.
VorsitzenderSpiritus: Der Herr Berichterstatter verzichtet.
Auch hier kann ich ohne weitere Abstimmung feststellen, daß die Vorlage Ihrer I. Fach¬

kommission,insbesondereder Zusatz, betreffenddas AachenerMünster, die Billigung des Hauses
gefunden hat.

Wir kommenzum
Antrag der I. Fachkommission, betreffend eine Aenderung der Satzungen
der Provinzial-Feuerversicherungsanstlllt.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Piecq, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordneter Piecq: Meine Herren! Die drei Punkte, über die ich die

Ehre habe, Ihnen heute Bericht zu erstatten, stehen in Zusammenhang mit der Vorlage, betreffend
die Aenderung der Satzung der Landesbank der Rheinprovinz. Diese Vorlage wird Sie aber erst
morgen beschäftigen. In ihr ist vorgesehen, daß neben der Hauptbant drei Unterbanken errichtet
werden sollen. Entsprechend den großen und stets zunehmenden Geschäften, die der Landesbank
obliegen,und deren Wichtigkeitwird Ihnen morgen vorgeschlagen werden, dem Direktor der Landes¬
bank den Titel „Generaldirektor" zu verleihen.

Da nun aber die Provinzial-Feuerversicherungsanstaltvon eben so großer Bedeutung ist
wie die Landesbank der Rheinprovinz, so geht der Vorschlag des Provinzialausschussesund der
I- Fachkommissiondahin, auch dem Direktor der Provinzial-Feuerversicherungsanstalt den Titel
"Generaldirektor" zu verleihen.

VorsitzenderSpiritus: Sie haben den Vorschlaggehört.
Es meldet sich niemand zum Wort. Der Vorschlag ist angenommen.
Wir gehen über zu Punkt 9,

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Nachsuchung eines neuen Privilegs zur Ausgabe
von Rheinprovinz-Anleihescheinen.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Berichterstatter Abgeordneter Piecq: Meine Herren! Auf Grund des Beschlusses des

4V. Provinziallandtllges vom 12. März 1897 ist der Rheinprovinz durch Allerhöchste Kabinettsurder
vom 20, Mai 1898 das Privileg zur Ausgabe von auf den Inhaber lautenden Anleihescheinen
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durch Vermittelung der Landesbant der Rheinprovinz nach Maßgabe eines besonderenRegulativs
erteilt worden, zunächstnur auf die Dauer vou zehn Jahren vom 20. Mai 1898 ab. Im Jahre
1908 ist dieses Privileg wiederum auf zehn Jahre erteilt worden, es lauft daher am 20. Maid. Is. ab.

Die Laudesbank der Rheinprovinz hat auf Grund dieses Privilegs nicht weniger als
330 Millionen allein 4"/oiger Rheinprovinz-Anleihescheineausgegeben. Aus diesem Privileg haben
sich, wie Ihnen allen bekannt ist, keinerlei Unzuträglichkeitenergeben, und es dürften also seiner
Erneuerung Bedenken nicht entgegenstehen.

Die Erneuerung würde aber nur erforderlich sein, wenn Sie, meine Herren, den Aenderungen,
die bei der Landcsbank vorgesehen sind, morgen nicht zustimmen, und wenn diese Aenderungen nicht
die höhere Genehmigung finden sollten. Für diesen Fall beantragt die I. Fachkommissionin
Uebereinstimmungmit dem Provinzialausschuß:

„Sie mögen beschließen, den Provinzialausschußzu beauftragen, bei der Staatsregierung
dahin vorstellig zu werden, daß auf Gruud des Art. 8 der KöniglichenVerordnung
vom 16. November 1899 das der Rheinprovinz durch AllerhöchsteKabinettsordre
vom 20. Mai 1898 zur Ausstellung von Rheinprovinz-Anleihescheine»nach Maßgabe
des Regulativs vom selbigen Tage (geändert 2. Juni 1900) erteilte und unterm
25. August 1907 bis zum 20. Mai 1918 verlängerte Privileg auf weitere 10 Jahre,
vom 20. Mai 1918 ab, verlängert werde, sofern nicht die in besonderer Vorlage
erstrebte Umgestaltung der Landesbant noch in diesem Jahre ins Leben treten sollte,
ferner den Provinzialausschuß zu ermächtigen, mit der Staatsregierung die etwa
erforderlicherscheinenden Festsetzungen über die Bedingungen der nachgesuchteu Rechts¬
gewährung zu treffen."

Meine Herren! Aber mich für den Fall, daß morgen die bei der Landesbankbenbfichtigten
Aenderungen Ihre Zustimmung finden sollten, und daß die Genehmigung dieser Aenderungen recht¬
zeitig erfolgen sollte, muß noch eine andere Vorsorge getroffenwerden. Sie werden daher gebeten,
auch noch folgendem OeschlußentwurfIhre Zustimmung zu geben:

„Im Anschluß an den Antrag des Pruvinzialverbaudes wegen cueutuellerVerlängerung
des Privilegs zur Ausgabe nun Rheiuprovinz-Anlcihcscheinenwird die hohe Staats
regierung gebeten, für den Fall, daß durch die Neuordnung der Verhältnifse der
Landesbant der Rheinprovinz die Verlängerung des Privilegs gegenstandslos würde,
der Landesbant der Rheiuprovinz gestattet würde, die bereits genehmigteuud zu einem
Teil bereits verkaufte 39. Ausgabe von 40 Millionen Mark 4°/„igcr Rheinprovinz
Anleihescheine, sowie die am 8. Januar 1918 durch den Provinzialnusschnßbeschlossene
40. Ausgabe von 40 Millionen Mark 4°,»iger Rheinprovinz-Anleihescheineauch über
den 20. Mai 1918 hinaus bis etwa 31. Dezember 1919 in den Verkehrzu bringen"

Meine Herren! Der Gegenwert dieser 80 Millionen Mark 4°/niger Rheinprovinz-
Anleihescheine soll dienen als eventuelle Lombardunterlage für von der Landesbank für sich und die
anderen provinziellen Anstalten zu zeichnenden 80 Millionen Mark V!1I. Kriegsanleihe fowie als
Unterlage für die Umwandlung bereits gewährter, kurzfristiger Wechfeltreditr von rheinische"
Kommunlllveibänoenin langfristige Darlehen.

Vorsitzender Spiritns: Meine Herren! Was diese letzte Mitteilung des Herrn
Referenten angeht, fo ist fie Ihnen nicht als Druckfache vorgelegt und auch nicht dem Präsidium
zugegangen. Das schließt ja nicht aus, daß der Herr Referent die Ansicht der I. Fachkommission
hier zum Ausdruck bringt. Aber au das Haus ist diese Vorlage nicht gelangt, wenigstensnicht



58. RheinischerProvinziallandtag, 4, Sitzung am 20. März 1918. 53

zu meinen Händen. An das Haus ist nur die Drucksache Nr. 8 gelaugt, die von der I. Fach¬
kommission zur unveränderten Annahme empfohlenwird.

Berichterstatter Abgeordneter Piecq: Darf ich ums Wort bitten?
VorsitzenderSpiritus: Bitte sehr!
BerichterstatterAbgeordneterPiecq: Meine Herren! Das ist durchaus richtig. Gedruckt

ist Ihneu nur der von mir zunächst verlesene Antrag in Drucksache Nr. 8 zugegangen. Dagegen
hat die I. Fachkommission beschlossen, Ihneu auch das, was ich Ihnen eben verlesen habe — was
Ihnen allerdings noch nicht zugegangenist zur Annahme zu empfehlen.

Der erste Antrag bezieht sich ja auf den Fall, daß die Aenderung der Satzung der Landcs-
bllnt nicht genehmigt werde» sollte. Der zweite Antrag betrifft eine Vorsorge für den Fall, daß die
Aenderung genehmigt werden würde. Die Sache ist nicht gedruckt worden, weil es erst gestern
abend beschlossen worden ist. Es ist mir der Auftrag geworden, ich möchte das heute auch hier
zur Beschlußfassungvortragen; Bedenkendürften dagegen wohl nicht bestehen.

VorsitzenderSpiritus: Bedenkenliegen an sich nicht vor. Es ist nur nicht ganz leicht,
einen immerhin doch ziemlichweit ausholenden Vorschlag hier zur Abstimmung zu bringen, wenn
ihn das Präsidium nicht kennt und er auch nicht in den Händen der Mitglieder ist. Solche Am
träge sollen doch schriftlich eingereichtwerden. Icb habe aber kein Bedenken, wenn der Herr
Abgeordnete Piecq die Freundlichkeithat, den Antrag nochmals zu verlesen, und wenn Sie sich
damit einverstandenerklären, daß er zur Abstimmung gestellt wird.

(Berichterstatter Abgeordneter Piecq verliest den Antrag nochmals.)
VorsitzenderSpiritus: Ich glaube, jetzt ist die Sache wohl so klar, daß ein Bedenken,

über diesen Punkt zu verhandeln und abzustimmen, nicht vorliegt.
Ich stelle fest, daß dagegen kein Widerspruch erhuben wird. Ich eröffne daher die Verhandlung.
Es meldet sich niemand znm Wort. Zch darf daher wohl feststelle»,daß Sie die Vorlage,

wie sie Ihnen in der Drucksache zugegangen ist, nach dem Vorschlageder I. Fachkommission, sowie
auch den vou dem Herrn Berichterstatter mitgeteilten Znsatzantrag genehmigthaben.

Wir kommen dann zu dem dritte», damit in Zusammenhang stehendenGegenstand:
Nr. 10

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Aenderung der Satzung der Provinzial-Lebens'
Versicherungsanstalt der Rheinprovinz.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Berichterstatter Abgeordneter Piecq: Meine Herren! Wie bereits gesagt, steht auch diese

Angelegenheit in Verbindung mit der morgen zu genehmigende»Vorlage Wege» Abänderung der
Satzung der Laudesbank. Es handelt sich in der Beziehung nicht mehr um die Drucksache 17. wie
hier steht, sonder» um die Drilcksache 17a. Die Drucksache 17a enthält Aendernugen, die den
Wünschenoder Furder»»ge» einspreche»,die die KöniglicheStantsregiernng gestellt hat.

Sie finden anf der Rückseite der Drncksachc 18 die Ihnen vorgeschlagene Entznngsäuderung
der Prouinzial.Lebensversichernngsailstaltder Nheinprovinz abgedruckt.

Die beiden eisten Paragraphen IN und 17 enthalte» aber keine weitere Aendcrnug als
die, daß dreimal an die Stelle von „Direktor" der Landesbank „Generaldirektor" der Üandcsbnnt
gesetzt worden ist.

Neu ist nur der tz 18 iüsufcr», als da vorgesehen ist, daß der Verwaltungsrat der
durch dc» Verwllltungsrat der Landcsbauk gebildet wird —
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das war auch schon bisher der Fall - - daß aber nach den besonderenBedürfnissen der Anstalt
durch Zuwahl von 3 weiteren Mitgliedern mit beratender Stimme dieser Verwaltungsrat, aber nur
für die Provinzial-Lebensversicherungsgesellschaft,ergänzt werden kann.

Hiergegen dürfte ja kein Bedenkenbestehen, wenn auch, meine Herren — was ich Ihnen
jetzt schon mitteilen wollte — der Vorschlag, der Ihnen morgen von der I, Fachkommission
unterbreitet wird, dahin geht, die Zahl der gewähltenMitglieder des Vcrwaltungsrats der Landesbant
von 5 auf 13 bis 15 zu erhöhen. Ich glaube, daß trotzdemkeine Bedenkenentstehen.

Ich glaube auch, daß, wenn das Bedürfnis bei der Lebensversicherungsbankeintritt, da
noch einige Herren mit beratender Stimme zuzuziehen, dann auch der Verwaltungsrat nicht zu
groß werden würde.

Der Beschlußentwurf,der Ihnen unterbreitet wird, lautet:
„Provinziallandtag genehmigt die in der Vorlage des Provinzialausschussesvorgeschlagenen
Abänderungen der Satzung der Provinzial-Lebensversicherungsanstaltder Rheinprovinz
und ermächtigtden Provinzialausschuß,etwaige Aenderungen,von denen die Genehmigung
in der Ministerialinstanz abhängig gemachtwerden sollte, vorzunehmen."

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung.
Es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung und stelle fest, daß

Sie die Vorlage, wie sie Ihnen in der Drucksache zugegangen ist, angenommenhaben.
Dann kommt der

Antrag der I. Fachtommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend das 100jährige Jubiläum der Rheinischen Friedrich'
Wilhelm-Universität zu Bonn.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteAdenauer, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter AbgeordneterAdenauer: Am 18. Oktober feiert die Rheinische Friedrich-

Wilhelm-Universität in Bonn das Fest ihres 100 jährigen Bestehens. Zur Feier dieses Tages
beabsichtigen die Rheinprovinz nnd die Stadt Bonn, der Universität eine Studentcnbllcherei zum
Geschenk zu machen. Diese Bücherei soll nicht den Charakter eines wissenschaftlichen Institutes
trageu, sie soll vielmehr den Studenten die Möglichkeit geben, in behaglicheingerichtetenRäumen
belletristische Lektüre zu pflegen und einen Einblickin die gesamte Tagesliteratur, in die wissen»
schaftlichen nnd künstlerischen, die wirtschaftlichenund politischen Tagesrichtungenzu gewinnen. Die
Benutzung der Bücherei soll möglichst frei von allen Fefseln und namentlich auch in den Abend»
stunden gestattet sein, Sie soll in dem vom Staate neu zu errichtendeuBibliotheksgebäudeunter»
gebracht werden.

Die Verwaltung soll von einem Verwaltungsrat geführt weiden, dem 5 Dozenten der
Universität, je ein Vertreter der Rheinprovinz und der Stadt Bonn und 7 Studenten angehören.

Für die Bereitstellungder Räume und die erste Ginrichtungist ein Betrag von 300 000 Mark
erforderlich, der zur Hälfte von der Provinz, zur Hälfte von der Stadt Bonn gegeben werden
soll. Zu den laufenden Kosten soll die Rheinprovinz jährlich 12 000 Mark beitragen. 3"
übrigen wird die Universität in wirtschaftlicherBeziehung Träger der Einrichtung, so daß der
Provinz weitere Kosten nicht entstehenwerden.

Die l. Fachkommission,meine Herren, begrüßt den Gedanken und empfiehlt Ihnen ein¬
stimmig, den Antrag des Provinzialausschussesanzunehmen.

Meine Herren! Ich benutze gern und freudig die Gelegenheit, um — wie ich annehmen
darf - in Ihrer aller Namen der Rheinischen Friedrich-Wilhelm-Universitätin Bonn die herzlichste«
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Glückwünsche anläßlich ihres bevorstehendenJubiläums anszusprechen. (Beifall.) Wir gedenken
Null Dankbarkeitder großen wissenschaftlichen Leistungen,die die Universität in den nun vergangenen
100 Jahren gezeitigt hat. Dankbar gedenken wir des Stromes von Wissen uud Idealismus, der
sich in dem nun zu Ende gegangenen ersten Jahrhundert ihres Bestehens von ihr aus in unsere
Provinz ergossen hat.

Voll tiefer Dankbarkeitgedenken wir auch der Studenten der RheinischenUniversität, die
in diesem Kriege ihre Liebe zum Vaterlande mit ihrem Blute besiegelthaben, (Beifall.)

Wir wünschen der Friedrich-Wilhelm-Universitäteine weitere glücklicheEutwickeluugauch
für die kommenden Jahrhunderte. (Lebhafter Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Graf zu Hoensbroech: Sie haben den Antrag des
Herrn Referenten gehört. Ich stelle ihn zur Besprechung,

Es meldet sich niemand zum Wort, Ich darf die Annahme des Antrages erklären.
Wir kommen nunmehr zu Punkt 12 der Tagesordnung:

Antrag der I, Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Bewilligung von Beihilfen zur Beseitigung von
Hochwasserschäden.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterEichhurn. Ich bitte den Herrn Berichterstatter, das
Wort zu nehmen.

Berichterstatter Abgeordneter Eichhorn: Meine Herren! In Ihrer aller frischen Er¬
innerung stehen wohl noch die Zeitungsnachrichtenüber die großen Hochwasserschäden, die im Anfang
dieses Jahres Teile unserer Provinz betroffen haben.

Die Huchwässer haben ihre Ursache in einem ganz plötzlich eingetretenenWitterungswechsel,
infolgedessen die Temperatur von starkemFrost auf über 10 Grad Wärme emporstiegund dadurch
eine außergewöhnliche,durch niedergehendeRegenmengen geförderte Schneeschmclzeeintrat. Die
kleine« Bäche und Rinnsale tonnten die Mengen des Wassers nicht fassen, Ucberflutnngen traten
m hervorragendemMaße ein; die Schwierigkeitder Verhältnisse wurde noch dadurch verstärkt, daß
das gefrorene Erdreich die Wassermengennicht anfzuuchmenund aufzusaugenin der Lage war.

Meine Herren! Es handelt sich hier nicht um einen gewöhnlichen Fall, wie er ja in
alle» Überschwemmungsgebietenvorzukommenpflegt, sondern es ist ein außergewöhnlicherNotfall
vorhanden, der auch außergewöhnlicheMaßnahmen, die Hilfe leistungsfähigerVerbände, von Staat
und Provinz, in Anspruch nehmen läßt, die ja sonst bei Hochwasserschäden gewöhnlicher Art nicht
einzutreten pflegen.

Meine Herren! Die Hanptschädiguugenhaben das Nähetui, insbesondere in hervor¬
ragendem Maße die Stadt Kreuznach,betroffen. Sie sehen das Nähere in der Drncksache Nr. 24.
Aber auch das Ahrtal und die Kreise Wittlich und Zeit sind stark in Mitleidenschaft gezogen
worden. Unter den Geschädigtenkommt zunächst die Rheinprovinz selber in ihren, Straßen- und
Brückenbesitz in Betracht. Die Rheinprovinz ist natürlich i» der Lage, die ihr entstandenenSchäden
selbst zu decken.

An Schäden sind der Provinz — wie das in der Drucksachesteht - 370 000 Mark
entstanden. In der Kommissionwurde erklärt, daß diese Suiumc sich noch etwas erhöht habe.
Es sind jedoch nur vorlänfige Beträge, die hier genannt werden tonnen. Die Provinz ist aber
auch in der Lage, etatsmäßig bezw. finanztechnisch diese Beträge zu decken,da aus ordentlichen
Etatstiteln in diesem Jahre während des Krieges unfreiwillige Ersparnisse durch Minderausgaben
gemacht werden konnten.
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Als solche, die einer Entschädigung bedürfen, kommen andere öffentliche VerLände und
Private in Frage,

Aus dem Regierungsbezirk Coblenz sind an öffentlichen Schäden Beträge von rund
4 Millionen und an Privatschäden Beträge von rnnd 3,6 Millionen angemeldet, aus dem
RegierungsbezirkTrier an öffentlichen Schäden 1 Million, an Privatschäden IV2 Millionen, Es
handelt sich also um entstandene Schäden im Gesamtbetrage von ungefähr 10 Millionen Mark,

Inzwischen haben auch schon Verhandlungen zwischen den beteiligten Ministerien, dem
Herrn Oberpräsidenten nnd der Provinzialverwaltung stattgefunden; dabei sind die Grundsätze auf
gestellt wurden, nach denen die Schäden vergütet werden sollen.

Die öffentlich rechtlichenKorporationen, wie Provinz, Forstfiskus usw,, die sich selbst
helfen können, kommen hierbei nicht in Betracht, Als zur Entschädigung in Frage kommend werden
nur diejenigen Gemeinden und Meliorationsverbände bezeichnet, die zum Tragen der Schäden allein
nicht in der Lage sind, Sie sollen in derselben Weise unterstützt weiden, wie es in anderen Fällen
geschehen ist, unter Uebernahmeeines Drittels der Kosten auf den Staat und eines Drittels auf-
die Provinz, während das letzte Drittel die Verbände selbst zu tragen haben.

Die Privatschäden sollen in erster Linie durch freiwillige Spenden gedeckt werden. An
der Spitze derjenigen, die freiwillige Spenden gezeichnethaben, ist Seine Majestät unser Kaiser
und König mit einer Spende aus dem Allerhöchsten Dispositionsfonds in Höhe von 170 000 Mark
zu verzeichnen. Weiterhin ist eine rege Sammeltätigkeit namentlich durch die rührigen Vertreter
des Kreises und der Stadt Kreuznach entfaltet worden. Namhafte Beträge sind hier zusammen¬
gekommen, aber sie alle reichen nicht aus, um die Schäden insgesamt zu decke». Hier soll die
Hilfe des Staates und der Provinz eintreten, und zwar nicht in der Weise, daß schenkweise
Unterstützungen gewährt werden, sondern so, daß darlehusweiseUnterstützungengegeben werden,
in der Form, wie sie auch früher schon - im Jahre 1910 — in einem ähnlichen Falle, als die
Winzer des Kreises Krenznach erheblichen Schaden durch Hagelschläge erlitten hatten, gegeben
worden sind, Staat und Provinz gewähren die Mittel zu den Unterstützungenje zur Hälfte an
den Kreis und zwar zinsfrei auf 8 Jahre. Eine Tilgung der zurückzuzahlendenDarlehen findet
in den ersten drei Jahren nicht statt, vielmehr erst in den letzten fünf Jahren je zu einem Fünftel,
Der Kreis übernimmt die Garantie für die Rückzahlungund darf als Entgelt dafür einen Abzug
von I5"/n machen.

Das ist im wesentlichen die Darstellung der Art, wie die Entschädigung beabsichtigtist.
Was im einzelnen gezahlt werden soll, steht ebenso wie die Gesamtsumme noch nicht fest-
Ermitteluugeu sind im Gange; sie werden von den beteiligten Herren Regierungspräsidenten, den
Kreisen und Ortsbehörden geführt. Die eingegangenenMeldungen werden listenmäßig zusammen¬
gestellt und der Provinzialverwaltung zur Prüfung und Entscheidung vorgelegt. Es kann also
eine bestimmte Summe der entstandenen Schäden noch nicht angegebenwerden; deswegen kann auch
noch nicht die Bewilligung eines bestimmtenEutschädignugsbctrages beantragt werden. Wie die
Deckung geschehen soll, ist — wie in der Druckschrift ausgeführt worden ist — auch noch vorbehalten.

Der Antrag des Provinzialausschusseslautet:
„Provinziallandtag ermächtigt den Proviuzialnusschuß, zur Hilfeleistung bei der
Beseitigung der dnrch die Huchwasser vom 16. Januar 1918 in verschiedenen Kreisen
der Provinz entstandenen Schaden einen Betrag bis zu 1 Million Mark nach Maßgabe
der Vorlage vom 16. März d, I, zu verwenden und sieht einer Vorlage über die
endgültige Festsetzung der erforderlichen Beihilfesummesowie über deren Deckung entgegen'
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Ich empfehlenamens der Fachkommission diesen Antrag zur Annahme,
Stellvertretender Vorsitzender Graf zu Hoensbroech: Ich stelle den Antrag der

I. Fachkommission zur Besprechung,
Es meldet sich niemand zum Worte, ^!ch stelle daher die Annahme des Antrages fest.
Wir kommenzu Punkt 13 der Tagesordnung:

Antrag der II» Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzial¬
ausschusses, zu der Petition der Arbeitsgemeinschaft der Rheinischen
Kommunalbeamtenverbäudc und Nun 6 weiteren Verbänden an den
Provinziallandtag, betreffend die unbeschränkte Anrechnung der nicht in
beamteten Stellen verbrachten Dienstzeit auf das Ruhegehaltsdienstalter
und entsprechende Abänderung der Satzungen der beiden Ruhegehalts¬
kassen,

Berichterstatterist Herr Abgeordneter Schrecker. ^ch erteile dem Herrn Abgeordneten das Wort,
Berichterstatter Abgeordneter Schiecker: Meine Herren! Der Rheinische Städtebund,

der RheinischeLandgemeindetagund fünf Kommunalbeamtenverbändeder Rheinprovinz haben den
Antrag gestellt, die Satzung der Ruhegehaltskasse der Provinz zugunsten einer Gruppe von
Beamten abzuändern, deren Dienstiahrc bisher teilweise nach den satzungsgemäßenBestimmungen
nicht angerechnetwerden konnten.

Dieser Antrag, meine Herren, hat in ähnlicher Weise dem hohen Hause wiederholt
vorgelegen, im Jahre 1909, im Jahre 1912 nnd im Jahre 1914, Damals ist der Antrag
abgelehnt worden, und auch heute wieder hat der Provinzialausschuß deu Vorschlag gemacht, den
Antrag abzulehnen, und zwar im Hinblick darauf, daß die Kommnnalbeamten durch das Kommunal«
beamtengesetzbezw, die Peusionsgesetzeden Staatsbeamten hinsichtlichder Vorteile gleichgestellt
werden sollen, die die Pensionsgesetze den Beamten zusichern, und daß deshalb auch keiue
Veranlassung vorläge, bei dieser einen Gruppe von Beamten, die jetzt nicht der Vorteile des
Gesetzes teilhaftig wird, eiue Ausnahme gegenüberden Staatsbeamten zu machen.

Andererseits seien die Kasseu durch die Ruhegehaltsuerpflichtungeuso stark belastet, daß
auch dieses Bedenken mit hervorgehobenwerden müßte. Der Antrag der Beamten, meiue Herren,
sowie auch der Bericht und Antrag des Provinzialausschussesist in der DrucksacheNr. 19 eingehend
begründet. Die Drucksache ist Ilmen zugegangen. Deswegen darf ich mich wohl auf sie berufen.

In der Fachkommission II» ist nun einmütig befchlofscn worden, entgegen dem Antrage
des Provinzialausschussesdem hohen Hause zu empfehlen, dem Antrage der Beamten bezw, der
Beamtenuerbändc stattzugeben, uud zwar mit Rücksicht darauf, daß durch die jetzige,, gesetzlichen
Bestimmungenzwei Gruppen von Beamten in der Provinz gebildet wurden sind, uud zwar eine
solche, die durch die bisherigenBestimmungenbegünstigt ist, und eine kleine Gruppe, die ungünstiger
dasteht. Diese kleine Gruppe wird deshalb „„günstiger behandelt, weil sie einen Teil ihrer
Dienstzeit vor der Anstellung als Beamte im Privatdienstvertrage bei einem Landrat oder Bürger-
Meister oder Rentmeister verbracht hat uud während dieser Zeit aus der Dicustuukostenentschädigung
des betreffendenBeamten, nicht aus einer öffentlichen Kasse besoldet worden ist. Diese Beamten,
die also beim Antrag auf Versetzung i„ den Ruhestand insoweit benachteiligt werden, als diese
Dienstjahrenicht mit angerechnet werden, sind schuldlos benachteiligt, ubwohl sie geuau dasselbe leisten,
was die anderen Beamten in der gleichen Zeit geleistet haben, die aber insofern glücklicher waren,
als sie ihr Gehalt aus einer öffentlichen Kasse bezogen. Dieses Moment hat die Fachkommission
besonders berücksichtigt.

8
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Weiterhin kommt gegen die früheren Anträge noch ein neues Moment hinzu: das ist die
lange Dauer des Krieges, Infolgedessen haben die Beamten bekanntlich schwer zu leiden, Sie
müssen tüchtig und steißig arbeiten und werden unter Umständen viel eher in die Lage versetzt,
sich in den Ruhestand zu begeben. Sie werden aber davon zurückgehalten, weil ihnen nach den
bisherigen Bestimmungen ein Teil ihrer Dienftjahre nicht mit angerechnet wird. Das ist eine
Härte, die diese Beamten nicht verdient haben.

Aus diesen Gründen ist die FachkommissionII». zu dem Vorschlag gekommen, der
folgendermaßenlautet:

„Die Kommissionvermag dem Antrage des Provinzialausschussesnicht zu folgen, weil
sie den Wunsch der Antragsteller auf Anrechnung der fraglichen Dienftjahre unter
Nachzahlung der Kassenbeiträge für berechtigt hält. Die Kommission empfiehlt dem
ProvinzillUandtage, den Provinzialausschuß zu ersuchen, die Satzungen der Kassen
zweckentsprechendzu ändern".

Namens der Fachkommission II», bitte ich Sie, diesen Antrag anzunehmen.
Stellvertretender VorsitzenderGraf zu Hoensbroech: Ich stelle den Antrag der Fach»

lommission II» zur Besprechungund erteile das Wort dem Herrn Landeshauptmann,
üandeshanptmann Dr. von Ren vers: Der Herr Vorredner hat eben schon hervor»

gehoben, daß in den Jahren 1909, 1912 und 1914 dem hohen Hause ähnliche Anträge zur
Beschlußfassungvorgelegen haben. Das Haus hat diese Anträge als rechtlich nicht begründet
abgelehnt. Es hat sich damals von folgenden Erwägungen leiten lasten: Erstens sollte nach den
ursprünglichen Bestimmungen den Beamten nur die Dienstzeit angerechnet werden, die sie als
Beamte zurückgelegt haben. Dann kam eine Gesetzesnouelle vom Jahre 1907, in der es heißt, es
darf ihnen auch die Zeit, wo sie im Privatdienste bei einem Bürgermeister, bei einem Rentmeister
usw. tätig gewesen sind, auf das Dienstalter angerechnet werden, wenn sie in dieser Zeit aus
öffentlichenMitteln, nicht aber aus Privatmitteln des Bürgermeisters usw. besoldet worden sind.
Nach dieser Sachlage kaun nun den Bürgermeistern nnd Rentmeistern, die vor dem Eintritt in
den Beamtendienst in Privatstellungen gewesen sind und vom Bürgermeister direkt besoldet werden,
diese Zeit nicht auf die Pensionszeit angerechnet werden. In diese Kategorie fallen aber nicht
nur die Kommunalbeamten, von denen der Herr Vorredner eben gesprochenhat, fondern auch
zahlreicheStaatsbeamte; es fallen darunter alle Supernumemre, die bei der Regierung eingetreten
find, und die bei solchen Bürgermeistern früher auch gearbeitet haben. Es fallen darunter die
Proviuzialbeamten, die in einer ähnlichen Lage waren. Es find drei Kategorien: die Kommunal-
beamten, die Staatsbeamten und die Proviuzialbeamten. Nun follen unsere Kommunalbeamten
ebenso gut behandelt werden wie unsere Staatsbeamten. Aber wenn das, was jetzt beantragt wird,
durchgeführt wird, dann werden die Kommunalbeamten ja in einer kolossalen Weise vor den
Provinzialbeamten nnd vor den Staatsbeamten bevorzugt. Sie erhalten für fo und fo viele Jahre
Pension, während die Staatsbeamten und Provinzialbeamten für entfprechende Zeiten Pension nicht
erhalten. Das war der eine Grund.

Der zweite Grund, der den Provinziallandtag bewogenhat, die Sache abzulehnen, war
folgender: Unsere Kassen sind wirklich nicht so reich und wohl ausgestattet, daß sie sich überflüssige
oder, ich will sagen, rechtlich nicht begründeteAuslagen gestatten können. Jetzt während des
Krieges sind die Auslagen der Kassen durch die Kriegszulagen, durch die Teuerungszulagen kolossal
gewachsen. Werden die Ausgaben jetzt auch noch durch die Erhöhung der Pensionen infolge An¬
rechnungder in Rede stehenden Dienstzeitenvermehrt, dann kostet das einige Hunderttausend Mark.
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Ob die Gemeinden, die sonst große Ausgaben zu machenhaben, das ruhig ansehen werden, weih ich
nicht. Ich sehe ja ein, daß von den betreffenden Bürgermeistern, Rcntmeisternusw. darauf gedrängt
wird, indem sie sagen: „Bitte, ihr habt uns mit hohen Pensionen zu bedenken," Ob das den
Gemeinden innerlich recht ist, weiß ich noch lange nicht.

Dann, meine Herren, war ein dritter Punkt für die ablehnendeHaltung der Verwaltung
ausschlaggebend: Wenn die eine oder andere Ordnung eingeführt werden soll, dann muß sie sich
auf die Kommunalbeamten, auf die Staatsbeamten und auch auf die Provinzialbeamten beziehen
Wenn wir nun die Kommmmlbeamtenbesser stellen, dann haben mit Recht die beiden anderen
Kategorien Gelegenheit und allen Anlaß zu klagen. Eine Nesserstellung kann nur dadurch erfolgen,
daß die betreffendenBeamten an die KöniglicheStaatsregierung Herangehenund sagen: „Aendert
doch die Novelle von 1907 weiter, so daß allen Beamten die Zeit, in der sie überhaupt anderswo
gearbeitet haben, angerechnetwird." Dann wäre die Sache in Ordnung.

Wenn jetzt die II», Fachkommission einen anderen Standpunkt eingenommenhat, so kann
ich mir den doch nur so erklären — ich habe nicht geHort, daß die Rechtslage angefochten worden
ist —. daß sie nur aus Mildtätigkeit, aus gutem Herzen die Sache gemachthat. Sie hat sich
zunächstgesagt: Unrecht ist es doch, daß bei den Kommunalbeamten- - Provinzial-. und Staats«
beamten sind ja ganz weggelassen — zwei Kategorien bestehen. Das Faktum ist richtig. Denken
Sie sich folgenden Fall: Zwei junge Leute verlassendie Schule. Der eine tritt als Bureaulehrling
beim Bürgermeister — um irgend eine Stadt zu nennen - in Kempen ein. In Kempen bezieht
der Bürgermeisternicht Bureauaufwand, sondern die Bureauaufwandsgelderbezahlt die Stadt. Dann
würde diesem jungen Mann in Zukunft die Dienstzeit angerechnetwerden. Das ist richtig. Der
andere tritt nicht in Kempen, fondern meinetwegenin St. Hubert oder sonstwo im KempenerBezirk
ein. Da besoldet der Bürgermeister die Betreffenden aus der eigenen Tasche. Ihm würde die
Zeit in Zukunft nicht angerechnetwerden. Das ist allerdings ein unbilliges Verhältnis. Die
beiden Leute leisten dasselbe, werden in der gleichen Zeit ausgebildet, werden aber be, der
Pensionierung verschiedenbehandelt. Aber wer kann dafür? Sie hätten beide m Kempen ein¬
treten können, dann wären beide in derselbe» Lage gewesen. Es ist ihre eigene Entscheidung.
(Große Heiterkeit.) Ein Dritter kann ja nicht dafür. Wie gesagt, das ist eine Unbilligkeit, die
ich zugeben muß. aber daran können wir doch füglich nichts ändern. , ^. «, , . «

Ein weiterer Punkt, der die Kommissionnun bewogenhat. ist der. daß die Kriegslasten
°uf diesen pensionierten Beamten schwer ruhen, und man will ihnen helfen. Also beide Grunde,
die angeführt worden sind, sind lediglich Billigteitsgründe; mit der rechtlichen Lage haben s,e
absolut nichts zu tun, ,. , , «. c^„«

Aber es ist ja nun Sache des hohen Hauses, zu entscheiden, ob es seine früheren Beschlusse
aufrecht erhalten oder aus Billigkeitsgründen dem Antrage der II» Fachkommissionbeitreten will.

Stellvertretender Vorsitzender Graf zu Hoensbroech: Das Wort hat der Herr
AbgeordneteFleuster, , , .

Abgeordneter Fleuster: Meine Herren! Ich habe mich bereits bei Gelegenheit der
Verhandlungen dieses Hauses in den Jahren 1914 und 1916 für den Standpunkt der Beamten
bemüht. Es hat sich in dieser Beziehung schou im Jahre 1916 ein Unterschied M" 1^ «'
geben. Im Jahre 1914 war die Ablehnung hier im Hause noch eine vollständige, unbedenkliche,
ungeteilte. Im Jahre 1916 aber war die Sache schon dadurch etwas anders, daß em Kreis-
ausschuß - es war der Kreisausschuß von Cochem-, sich darum bemühte, für emen Beamten,
d« bei ihm in derselben Lage war wie die anderen, durch Nichtanrechnungvon Dienstzeitbetroffenen
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Beamten, eine Pensiun durchzusetzen. Gleichzeitig kam damals auch das Bürgermeisteramt von
Neunkirchen und stellte einen ähnlichen Antrag, Ich habe 1916 schon zu meiner Freude konstatiert,daß
die Stellung dieses hohen Hauses sich gegen das Jahr 1912 entschieden günstiger gestaltet hatte.
Meine Herren, inzwischen sind wiederum zwei Kricgsjahre ins Land gegangen, und die Beamten
sind mit ihren, Antrag wiedergekommen, nunmehr aber verstärkt, es ist nicht mehr ei» Verein, der
jetzt den Antrag stellt, sondern es haben sich fünf oder sechs andere dllzugesellt und darunter auch
ganz bedeutendeVereine, Ich erinnere in dieser Beziehung an den rheinischen Städtebund, der an
der Spitze derjenigen steht, die für die Beamten zu wirken suchen. Eine Forderung, die auf diese
Weise nach und nach Anklang findet und so bedeutenden Anklang findet, taun nicht so unbegründet
sein, und man kann sie nicht damit abweisen, daß man einfach sagt: Nach dem Gesetz geht es
nicht, es ist eine reine Mildtätigkeit, Meine Herren, man kann den Begriff der Mildtätigkcit
natürlich sehr weit ausdehnen. Es fällt darunter wohl auch der Begriff der sogenanntenmoralischen
Verpflichtungen, Es war niemals ein strenges Recht, daß man moralische Verpflichtungenerfüllen
muß, und doch fühlt jeder, daß man gezwungenist, anf moralifchcVerpflichtungenRücksicht zu
nehmen und das zu tun, was nach ethischen Grundsätzenin einem bestimmtenFalle gefordert wird.
Mir scheint, daß hier in diesem Falle ganz entschieden moralische Verpflichtnngengegen die Beamten
vorliegen, die unter Umständen ein halbes Leben lang gearbeitet haben und sich nachher um den
Lohn ihrer Arbeit dadurch gekränktsehen, daß sie nicht wie die anderen diese Zeit als Pcnsions-
zeit angerechnetbekommen.

Der Standpunkt der Provinzialverwaltung und des Provinzialausschusseswar schon nach
der Begründung, die in der Vorlage enthalten ist, wie sie uns zugegangenist, nicht ganz unan¬
fechtbar. Wie auch jetzt wieder vom Herrn Landeshanptmann, ist in der Vorlage das Hauptgewicht
darauf gelegt, daß es nicht zulässig wäre, daß die Gemeindebeamtengünstiger behandelt werden
sollen als Staats- und Pruvinzinlbeamte, Meine Herren, es fragt sich, ob dieser tatsächliche Unter¬
schied hier vorliegen würde, wenn dem Antrage der Beamten stattgegeben würde. In dieser Beziehung
bin ich der Meinung, daß es ganz darauf ankommt, wo man das tertium coiuparÄtioni» dieser Sache
nehmenwill, um den Vergleich anzustellen. Wenn man davon ausgeht, daß mau sagt, es handelt
sich lediglich darum, ob einer aus der Staatskasse bezahlt werden soll oder nicht, wenn man
also den springenden Punkt auf die Bezahlung aus der Staatskafse legen will, daun ist ja der
Standpunkt vielleichthinsichtlich einzelner Kategorien von Staatsbeamten richtig. Dann wäre es
eine Bevorzugung der hier in Frage stehendenBeamten gegenüber solchen, die nicht aus der
Staatskasse bezahlt worden sind, wenn ersteren die betreffendenJahre angerechnetwürden. Es ist
aber auch wohl zulässig, einen anderen Standpunkt einzunehmenund zu sagen: der Vergleichstaud-
punkt soll der sein, ob einer Dienste, die er dem öffentlichen Wohle geleistethat, vergütet bekommen
soll oder nicht, und dann, meine Herren, liegt hier eine ungünstigereStellung der betreffenden
Gemeindebeamtenvor, denn sie werden für die Dienste, die sie lange Zeit geleistethaben, nickt
entsprechendbehandelt wie die Staatsbeamten; sie erhalten keine Vergütung für dir Zeit, die sie
zugebracht haben, ohne aus einer öffentlichen Kasse bezahlt zn werden. Das ist eine ungünstige«
Stellung als sie die Staatsbeamten haben, und es handelt sich im vorliegendenFalle nur darum,
diese ungünstigere Stellung der Gemeindebeamten zu beseitigen und sie so günstig zu stellen wie
die während einer Dienstzeit, die derjenigen der Gemeindebeamten entspricht, aus der Staatskasse
bezahlte« Beamten,

Also, meine Herren, die Frage beantwortet sich lediglich danach, welche Grundlage man
zum Vergleich nimmt. Nimmt man, wie ich ausgeführt habe, lediglich die Bezahlung aus der
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Staatskasse als Vergleich an, dann ist der Standpunkt der Piuvinzialuerwaltuug und des
Pruvinzialausschusscsin beschranktem Maße richtig; nimmt man aber einen Standpunkt au, daß
man sagt, Dienste sollen belohnt werden, dann, meine Herren, haben die Beamten recht, und dann
muß ihre bisherige uugüustige Stellung gebessert werden, sie müssengünstiger gestellt werden.

Ein Haupthindernis, den Gemeindebeamten zu willfahren — das ist ja zuzugeben—
liegt iu der Inanspruchnahme der Mittel der Kassen und schließlichauch indirekt der Mittel der
Gemeinden, denn die Gemeinden haben ja doch an die Kassen die verschiedeneu Prämien zu zahle»
und haben die Kassen zu unterstützen. In dieser Beziehung treten natürlich große Anforderungen
an die Gemeinden heran, und man kann über diesen Punkt nicht hinweggehen,ohne sich zu über¬
legen, wie die Sache in dieser Beziehung tatsächlich liegen würde, wenn dem Verlangen der
Beamten stattgegebenwird.

Meine Herren! Dabei kommt aber in Betracht, daß die Gemeindennicht verpflichtet sind,
die betreffendeDienstzeit anzurechnen, sondern jede einzelne Gemeinde ist befugt, auf dem Wege
der Einzelvcreinbarnng mit ihren Beamten festzustellen, ob die Zeit, um die es sich haudelt,
angerechnetwerden soll oder nicht. Jede Gemeinde mag in dieser Beziehung nach dem Rechten sehen.

Die Provinzialverwaltung steht freilich auf dem Stcmdpuult, daß, wenn einmal eine
Bestimmungzu Gunsten der Gemeindebeamtenim Statut der Peusionskassegetroffen würde, nunmehr
auch alle Gemeinden dazu übergehen würden, diese Regelung zu treffen. Es ist zuzugeben, daß
das eiu Antrieb für die Gemeinden sein würde, diese Zeit anzurechnen,uud daß sie tatsächlich viel
infolge der Anregung mehr dazu übergehen würden, als sie das heute tun. Aber, meine Herreu,
dazu sind die Kassen doch eigentlich gegründet worden, um den Gemeindebeamten eine richtig«
Pension zu geben. Wenn es heute schon zulässig ist, daß die Gemeinden den überschießendenTeil
der Pension, der jetzt nicht durch die Kasse gedeckt ist, selbst bezahle«, dann meine Herren, kann
und soll es doch natürlich nur ein weiterer Schritt sein, daß die Kassen nun ihrerseits die
Versicherungfür diese Pensionsbeträgc übernehmen. Diese Kassen sind doch nur als Versicherungs-
tasseu gegründet worden. Die Kassen sind nur gegründet worden, damit jede einzelne Gemeinde
nicht in die Lage kommt dadurch, daß sie mit einem Male große Pensionsbeträge zu zahlen hat,
zu start bedrückt zu werden. Jede Gemeinde soll die Befugnis haben, dadurch, daß sie dieser
Kasse beitritt oder zwangsweise dahin dirigiert wird — für die Landgemeinden ist es ja ein
Zwang, für die Städte uud Kommnualvcrbände ist es eine freiwillige Kasse sich für die
Pensionsbeträgc zu versichern,die sie eventuell zahlen muh.

Also, meine Herren! Weun es nun auf diese Weise dazu kommt, daß tatsächlichmehr
Gemeinden davon Gebranch machen, so kann das im Interesse der Beamten nur erwünscht sein.
Für die Kasse selbst hat das gar keine Bedeutung, denn sie nimmt ihre Prämien nach der Höhe
dessen, was versichertwird. Die Kassen sind die reinen Versicherungskassen,und man muß den
Gemeindeneben die Möglichkeitgebe», sich in diesen Kassen gegen hohe Pensiousbeträgezu versichern,
um dadurch auszuschließen,daß sie mit einem Male durch Pensionen zu stark bedrückt werden.

Also, meine Herren, wenn hier die Folge sein sollte, daß viel mehr Gemeindenals bisher
die verlängerte Zeit anrechnennnd dadurch erhöhte Prämien an die Kasse zahlen, dann wird das
nicht die Kasse, es wird die Gemeinde treffen. Die Gemeinde selbst aber ist in der Lage zu
entscheiden,ob sie die Anrechnung und Versicherung vornehmen will oder nicht. Das ganze
Kummnnalbeamtengesetzist doch gerade deshalb gemachtworden, damit eben den Beamten auf dem
Wege der Einzelvereinbarnng Pensionen gesichert werden, und zwar über die Betrage hinaus, die
an sich die Staatsbeamte« haben würden. Es ist überhaupt im Allgemeinen doch zuzugeben
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meine Herren, daß gar keine Gleichheitzwischenden Gemeinde- und den Staatsbeamten bezüglich
der Besoldung und der Pensionierung und auch sonstiger Vorteile und Emolumente, die aus dem
Amte fließen, besteht und bestehen kann. Es ist doch ganz zweifellos, daß eine Reihe von Städten
ihre Beamten weit höher bezahlen, als der Staat seinen entsprechenden Beamten bezahlt. Sowohl
die oberen, als dir sogenannten mittleren Beamten und schließlich auch die unteren Beamten haben
in Städten häufig höhere VezUge,als sie der Staat den betreffenden Kategorien gewährt. Dadurch
erwachsen ihnen von selbst schon viel höhere Pensionsbeträge, als sie der Staat seinen Beamten giebt.
Also ein Vergleich in dieser Beziehung ist nicht möglich. Es ist insbesonderenicht möglichbezüglich
der Frage, ob etwaige Vorbereitungsjahre und etwaige Jahre, für die aus der Staatskasse nicht
bezahlt wird, angerechnetwerden sollen oder nicht. Denken Sie doch einmal, meine Herren, an
diese Menge von unbesoldetenAssessoren, die der Staat hat. Diese erhalten sämtlich auch, keine
Zahlung aus der Staatskasse; aber wenn Sie später als Räte oder als Oberräte pensioniertwerden,
dann werden ihnen doch die Jahre angerechnet,die sie als unbesoldete Assessoren tätig gewesen sind.
(Landeshauptmann Dr. u. Renvers: Sie sind aber Beamte!)

Meine Herren! Das ist ja Voraussetzung, daß es sich hier um Beamte handelt. Die
Petenten haben selbst wiederholt ausgeführt, daß, wenn sie nicht Beamte gewesen sind, sie auch keine
Anrechnungder Zeit haben wollen. Sie wünschen also gar nicht eine Anrechnungder Zeit, die sie
meinetwegen als Eleve, oder wie man es nennen mag, zugebrachthaben, um sich auszubilden. Diese
Zeit wollen sie nicht angerechnet haben, sundern nur die Zeit, während deren sie im Amte stets
voll beschäftigtworden sind und Funktionen ausgeübt haben, die tatsächlichnur ein Beamter aus¬
üben kann. Da waren sie zweifellos auch gerade so gut Beamte wie die unbesoldeten Assessoren,
die unter Umständentatsächlich nur als Zuhörer in einem Kollegium sitzen, wo sie nicht einmal
Stimme haben. Meine Herren, ich will damit durchaus nichts gegen die Assessoren gesagt haben.
(Heiterkeit.) Ich will damit nur beweisen, daß ein Vergleichzwischen den Beamtenkateguriennicht
möglichist, denn der Staat hat eine ganze Menge von Beamten, die ganz anders gestellt werden
als die Gemeindebeamten. Man kann betreffs der Beamten nickt sagen: Weil dieses oder jenes
beim Staat so ist, muß es auch bei den Gemeinden so sein.

Selbstverständlichist es ja auch Voraussetzung,meine Herren, daß die verschiedenenBeiträge,
die nunmehr nötig sind, um die vorhandenenDienstjahre anzurechnen,von den Gemeinden nach-
gezahlt werden müssen. Darüber ist gar kein Zweifel. Entweder müssen die Gemeinden die
Beiträge aus eigenen Mitteln nachbezahlen,oder sie müssen mit ihren Beamten eine Vereinbarung
treffen und die Beiträge von diesen wieder einziehen. Das ist eine Sache, die die Gemeinden mit
ihren Beamten ausmachen können. Darin scheint mir keine Schwierigkeitzu liegen.

Ebenso müssen die Gemeinden auch die Beiträge nachbezahlen, die nachher notwendig
werden, um die entsprechenden höheren Ansprüchean die Witwen- und Waisenkasse zu decken. Auch
darüber besteht gar kein Zweifel.

Nun hat die Vorlage noch das Bedenkenangeführt, daß die Sache anf die Staats- und
Provinzialbeamten übergreifenwürde. Meine Herren, ich glaube, daß das gar nicht so schlimm
sein wird, denn diese Kategorie von Beamten, um die es sich hier handelt, hat man tatsächlich beim
Staate und der Provinz nicht in der Weise, jedenfalls wie ich voraussetze,nicht in der Zahl, wie
das bei den Gemeineverwaltungen der Fall ist. Die Gemeindeverwaltungensind ursprünglich
geradezu darauf eingerichtet gewesen, daß der Bürgermeister allein als Gemeindebeamterdastand,
und sehen mußte, wie er seine Hilfskräfte bekam. Gerade in der Rheinprovinz haben derartige
Verhältnisse vorgelegen. Daher sind hier so viele Beamte davon betroffen worden.
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Meine Herren! Das Gesetz von 1907, das die Anordnung getroffen hat, daß bei den
Staatsbeamten die Zeit angerechnet werde» kann, während der sie aus der Staatskasse bezahlt
worden sind, hat gar nicht au die Verhältnisse der städtischen Gemeinden gedacht. Das Gesetz war
ein wohltätiges Gesetz. Es hat niemand ausschließenwollen, es hat nur gesagt: Die Dienstzeit
soll den Beamten angerechnetwerden, die aus der Staatskasse direkt ihre Entschädigungempfangen
haben. Es hat dabei a» Verhältnisse gedacht, wie sie bei der Eisenbahn oder bei der Bergwerks«
Verwaltung vorliegen, wo tatsächlich eine Menge von Beamteufunktiunen von Leuten ausgeübt
werden, die nicht Beamte sind, aber nachher in Beamteustcllungeneinrücken,wie etwa Hilfsheizer,
die nachher Heizer werden, oder Hilfsschachtmcister, die nachher Schachtmeisterwerden, und Staats-
arbeiter, die nachher Beamte weiden. Das Gesetz hat aber nicht die Absicht gehabt, s,b iratu
nunmehr andere auszuschließen. Deshalb darf man nicht die Deduktion machen,daß es dem Gesetze
widerspräche, wenn man hier dazu übergehensollte, die Gemeindebcamtenzu bedeuten.

Meine Herren! Das Schlimmste, was in der Vorlage steht, die uns zugegaugenist, ist
eigentlichder Schlußpassus, in dem der Rat gegeben ist, die Beamten möchtensich an die Staats¬
verwaltung wenden, damit diese ein Gesetz vorlege.

Meine Herren! Ich kann nicht umhin, zu sagen: Wenn ich mich damit für meinen Teil
einverstandenerklärte, hätte ich das Gefühl, daß ich ungefähr so handelte, wie wenn ich einen
bittenden Maun von meiner Tür wiese und sagte: Geh' an eine andere Tür, während ich doch
eigentlich wissen müßte, daß diese Tür verschlossen ist. Es ist ja unmöglich,daß der Staat hier in
dem Sinne eingreifen kann, wie es die Beamten wünschen. Darum glaube ich, daß man nicht die
Beamten au den Staat verweisen kann.

Meine Herren! Wenn eine gewisse Bitterkeit bei den Beamten bestehen sollte, dann bin
lch der Meinung: Der Beamte hat seine Pflicht zu tun, uud auch diese Beamten haben ihre Pflicht
3« tun, selbst wenn ihnen das nicht gewährt wird, was sie erbitten. Aber etwas anderes ist es
doch mit der Berufsfreudigkeit der Beamten. Die Bcrufsfreudigkeit und die Beruhigung für die
Zukunft kommt doch sehr in Betracht. Ich bin der Meinung, daß man den Beamten geben muß,
was sie verlangen. Ich glaube aber auch, daß, wenn die hohe Versammlung den Beschluß der
Kommissionannimmt, wie er jetzt gefaßt worden ist und wie ich ihn für durchaus begründethalten
muß, dadurch eine große Beruhigung in die Neamteukreisegetragen würde, uud daß diese Beamten
uachher zweifellos mit einer viel größeren Freudigkeit ihr Amt ausüben werden, als dies bisher
der Fall gewesenist uud meine Herren, ich möchte noch bemerken: sie verdienen das auch
tatsächlich. Es handelt sich dabei hauptsächlich um Gemeindesekretäre,um Gemeinoereutmeister
und vielleichtauch um eine Anzahl Bürgermeister. BedenkenSie, was diese Herren jetzt in der
Kriegszeit zu leisten gehabt haben. Die Gemeinderentmeistersind es ja, die einen großen Teil
unserer Kriegsauleihen haben uuterbringen müssen, Sie haben es mit sehr viel Erfolg getan und
1" haben dabei ganz bedeutend arbeite« müssen. Sie sind es auch gewesen, die alle diejenigen
Frauen uud Witwen empfangen wußten, die Kricgsunterstütznngenbekamen,und die Art und Weise,
wu> sie diese Geschäfteerledigt habe», bedingt es, daß man ihnen nur Dank für das wissen kann,
was sie dort geleistethaben. Dasselbe ist bei den Gemeindcsekretären und Bürgermeistern der Fall
gewesen. Wenn diese für die Ernährung der Bevölkerung nicht so furchtbar gearbeitet hätten, wie
s'e das tatsächlichhaben tun müssen, dann würde wahrscheinlich die Iufnedeuheit der Bevölkerung
nicht zu erhalten gewesen sein, und auch heute müssen sie in dieser Beziehungganz angestrengt arbeiten.

Ich bin deshalb der Meinung, daß diese Beamten es durchaus verdienen, daß man sie
berücksichtigt,und daß man nicht aus reiner Mildtätigkeit, sondern weil man tatsächlich eine moralische
Verpflichtunggegen sie zu erfüllen hat, ihnen das gewährt, um was sie gebeten haben. (Beifall.)
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Stellvertretender Vorsitzender Graf zu Hoensbroech: Das Wort hat der Herr
AbgeordneteFreiherr von Hammerstein.

Abgeordneter Dr, Freiherr von Hammerstein: In dem Pensiousgesetz,das ziemlich
alt ist, sind Ungerechtigkeiten, die es wünschenswerterscheinen lassen, daß das Gesetz einer Revision
unterzogen wild. Aber darum handelt es sich in unserem Hause nicht, sondern wir haben darüber
zu entscheiden,ob die Anträge an unsere kommnnalePensionskassegerechtfertigt sind und ob wir
willens sind, unser Statut für unsere Kummunalbeamtenzu ändern.

Zweifellos ist ein derart grußer Eingriff, wie er von den Beamtenverbänden gewünscht
wird, von größter Wirkung in finanziellerHinsicht. Die Bedenken,die der Herr Landeshauptmann
nns vorgetragen hat, sind nicht von der Hand zu weisen, und es bedarf einer eingehenden Prüfung,
wieweit man den Anträgen der Beamten stattgeben kann.

Es ist sicherlich richtig — wie mein Herr Vorredner hervorgehoben hat —, daß gerade
die Beamten, die jetzt'im Amte sind, ans die diese Aenderung eventuell Anwendung finden würde,
die tüchtigstenjungen Leute wareu, die sich im Laufe der Jahre bewährt haben und nunmehr
als ältere, erfahrene Beamte vorzügliche Dienste leisten.

Diese Anträge sind nicht bloß von den Beamtenverbänden, sondern auch von der Bürger¬
meistereieiner Sadt und vor einigen Jahren auch von einem Kreisausschuß gestellt worden, dem
Krcisausschußdes Kreises Cuchem, dessen Abgeordneterzu sein ich die Ehre habe. Wir sind damals
mit unserem Antrage hier nicht durchgekommen,und wir haben im Kreisausschuß beschlossen, nach
Ablauf des Krieges deu Antrag zu wiederholen,weil wir die Bestimmungender Pensionssatzungen,
wie sie hier bestehen, nicht für gerechtfertigt,aber auch nicht für praktischhalten.

Gerade jetzt im Kriege hat es sich wieder herausgestellt, daß es schwierig ist, junge Leute
für derartige Posten zu gewinnen, bei denen diese Anrechnung der Jahre für die Peusionieruug
nicht möglich ist. Wir können den jungen Leuten nicht sagen: Geht dahin, wo ihr bessergestellt
seid nnd wo euch die Dieustjahre für die Pension in Znknnft angerechnetwerden, sondern wir müssen
auch in den Stelleu, wo dies nach der jetzigen Rechtslage nicht möglich ist, tüchtige Leute haben.

Ich freue mich, daß jetzt schon die Fachkommission zu dem Beschluß gekommen ist, in eine
Revision unserer Bestimmungen einzutreten, und ich möchte diese Beschlußfassungauf das wärmste
befürworten. Das wird für den Nachwuchs gerade an jüngeren Angestelltenvon großer und er¬
freulicherWirkung sein. (Beifall!)

Stellvertretender VorfitzenderGraf zu Hoensbroech:
Das Wort hat der Herr AbgeordneteMinten,
AbgeordneterMinten: Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat die Antragsteller

zunächst auf den Weg gewiesen, sich an die Königliche Stnatsregieruug zu wenden,um eine Aenderung
des Pensiousgcsetzesherbeizuftthreu. Wenn das der einzige Weg wäre, den Beamten zu helfen,
so würde ich diesen Vorschlag als berechtigt anerkennen müssen. Aber, meine Herren, wir sind in
der Lage, durch Abänderungdes Satzungscntwurfs der Pensionstasscselbst den Antragstellernzu helfen.

Der Herr Landeshauptmann hat im wesentlichen drei Gründe angeführt, die die Vorlage
der FachkommissionII», als nicht empfehlenswerterscheinen lassen.

Er führte erstens an, dadurch würde eine Bevorzugung der Gemeindebeamten hinsichtlich
ihrer Pensionsverhältnissegegenüberden Staats-, Provinzial nnd städtischen Beamten hervorgerufen.

Meine Herren! Ich habe darauf zu erwidern, daß es absolut unmöglich ist, zwischen
Staats-, Provinzialbeamten und städtischen und Bürgermeistereibeamteneinen Vergleich zu ziehen;
das geht nicht, die Verhältnisse liegen zu grundverschieden. Aber selbst manche Städte erkennen
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die Dienstzeitfrüherer Privatbeamten als pensiunsfähigan, insofern diese nachweisen, ihre Entschädigung
für die geleistetenDienste aus der Dienstunkosten-Vergütungdes Vorstehers der Behörde erhalten
zu haben. Im übrigen aber ist es wohl auch nicht ganz zutreffend, deu Vergleichdahin zu ziehen,
daß man sagt: Die Supernumemre, die später bei den Regierungen eintreten, find in derselbe Lage.

Meine Herren, ich habe darauf zu erwidern: Der Superumnerar hat sich früher, wenn
er auf dem Bürgermeisteramt oder bei dem Landrat beschäftigtgewesen ist, in der Vorbereitung
für den späteren Beruf befunden; das war die oonäitio »in« c^u«, nou, er tonnte ohne das gar
nicht als Supernumerar angenommenwerden, um später in die gehobene Stellung eines Regicrungs-
Sekretärs aufrücken zu können. Der Vorbereitungsdienst der Superuumerare bei den Bürger¬
meistereien und Landratsamtern ist etwa mit der Lehrzeit der Privatbeamten bei den vorgenannten
Stellen zu vergleichen.

Als zweiten Grund führte der Herr Landeshauptmann an, die Gemeinden, die so sehr
unter den Kriegslasten zu leiden haben, würden dadurch finanziell noch weiter belastet werden.

Meine Herren! Ich glaube, das Interefse der Gemeinden brauchen wir in dem Falle
nicht zu vertreten, nachdemgerade die Gemeinden— der Städtebund, der Rheinische Gemcindetag —
mit unter den Antragstellern find, wodurch sie iiuptioite zu erkennengeben, daß sie diese kleine
Last gern auf sich nehmen werden.

Nun, meine Herren, berufen sich die Antragsteller darauf, daß die Satzungen in der
NachbarprovinzcnHcsscn-Nassanund Westfalen den Beamten schon diese Erleichterung bieten.

Da muß ich allerdings auch sagen, was Hessen-Nassau nnd Westfalen den Beamten
leisten können, das wird die Rheiuprovinz doch auch noch können. Ich möchte Sie vor allem
daran erinnern, daß Sie seinerzeit im Jahre 1914 den Landbürgermeistcrnund den Bürgermeistern
der Städte ein großes Entgegenkommen dadurch gewährt haben, daß Sie ihre Bezügeals Vertreter der
Feueiversicherungs-Sozietcitund selbst die Bezüge, die einzelne als Amtsanwältc haben, durch Ihn
Statut als pensionsfähig anerkannt haben. Wir waren uns damals darüber klar, daß dies ein
noch nicht dagewesener Vorgang war, daß man den Grundsatz verließ, nur für Bezüge für die
Tätigkeit Pensionsfähigkeitzu gewähren, die der Betreffendeim Dienste der Gemeinde geleistet hat.
Wir waren uns darüber klar, daß die Tätigkeit, die die Landbürgermcisterals Amtsanwältc oder als
Vertreter der Pruvinzial Feuersozietät leisten, nicht im Interesse der Gemeinden, sondern im
Interesse Dritter liegt. Nichtsdestowenigerhaben wir damals, um den Herren Bürgermeistern
unser Wohlwollen zu beweisen,das Statut geändert.

Ich darf vielleichtmeine Ausführungen mit dem Appell fchließen,den seinerzeit der Herr
KöniglicheLandtagskommissaraus Aulaß jener Vorlage an Sie gerichtet hat. Er erklärte, die
Bürgermeister müßten es als ein Gravamen empfinden, wenn sie in der Rhcinprovinz gegenüber
bei NachbarprovinzWestfalen benachteiligtwürden. Dasselbe liegt hier — nnd im höheren Maße
noch — h^ den Gemeindebeamtenvor.

Darum möchte ich das hohe Haus dringend bitten, dem Antrage der Fachkommission II»
zuzustimmen. (Beifall!) , , ^ ^ «...„.. ^

Stellvertretender Vorsitzender Graf zu Hoeusbroech: Der Herr Berichterstatter hat
das Schlußwort.

Berichterstatter Abgeordneter Schrecker: Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann
^t die Frage gestellt, ob in der Fachkommission auch die gesetzlichen Bestimmungengeprüft worden
smd, bezw. er hat angenommen, daß nicht bestritten würde, daß die gesetzlichen Bestimmungen
augenblicklich gegen die Anrechnungvon Dicnstjahren für Beamte sprechen, die früher m Privat-
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stellung gewesen sind. Das ist richtig. Aber der Antrag der Fachkommission nnd der Antrag der
Antragsteller wollen ja die geschlichen Bestimmungenabändern. Der Antrag liegt vor, und über
ihn haben wir zu befinden. Da haben wir uns zu fragen: Können wir die Bestimmungenab¬
ändern? Ja, wir können es, gerade so gut, wie in Westfalen die Bestimmungenabgeändert worden
sind, können wir sie hier abändern.

Ich spreche deshalb im Sinne der Fachkommission,weun ich das hohe Haus nochmals
herzlich bitte, hier die Härte zu beseitigen, die in den gesetzlichen Bestimmungen besteht. Ich
bitte Sie deshalb, den Antrag anzunehmen.

Die wirtschaftlichenFolgen für die Gemeinden find doch nicht so groß, wie sie wohl dar»
gestellt worden sind. Warum sind die Beamten seinerzeit im Privatverhältnis angestellt worden?
Aus Sparsamkeit! Die Gemeinden haben in der Anstellung von Beamten früher gespart. Man
mnß da 50 Jahre zurückdenken, wie es hier in der Provinz gewesen ist. Da kannte man anf dem
Lande nur den Bürgermeister nnd den Rentmeister als Beamte, im übrigen nur Hilfsarbeiter.
Aus diesen Verhältnissen heraus sind mit dem Aufschwung der Rheinpruviuz, der Städte und
Gemeinden allmählich diese Gehilfen zu Beamten herangewachsen,nnd nun genießen sie für die
Arbeit und die treuen Dienste, die sie den Gemeinden vorher als Hilfsarbeiter geleistet haben, nicht
die Vorzüge, die sonst anderen Beamtengruppen zuteil werden. Ich meine, haben die Gemeinden
damals die Vorteile gehabt, daß sie Beamte und Knsscnbeiträge gespart haben, dann können sie jetzt
auch das kleine Opfer anf fich nehmen und die Beiträge nachzahlen. Die Beiträge müssen selbst¬
verständlichan die Pcnsionskasseunachgezahltwerden, damit diese ihre Leistungen erfüllen könne».
Es handelt sich auch nur um eine kleine Gruppe von Beamten, die allmählichausstirbt, denn nnter
der Herrschaft des Kommunalbenmten-Gescheswerden jetzt die Leute bei den üandbnrgermeistereicn
und Kassen alle mit Beamteneigeuschaftangestellt. Um sie handelt es sich ja nicht, sie genießenja
später die Wohltat des Gesetzes, Es handelt sich nur um eine kleine Gruppe aus früherer Zeit,
die, wie gesagt, allmählich ausstirbt. Im Jahre 19l5 ist festgestellt wurden, daß es 458 waren;
inzwischen sind es schon weniger geworden. Diese kleine Gruppe vuu Beamten kann znfriedengestellt
werden. Deshalb bitte ich Sie, den Antrag der Kommissionanzuuehmen. (Beifall.)

Stellvertretender VorfitzenderGraf zu Hoeusbrocch: Nachdem die Besprechung nnmnchr
geschlossen ist, kommen wir zur Abstimmung. Es liegen zwei Anträge vor, der Antrag des
Provinzialausschussesund der Antrag der Fachkommission Ila. Beide Anträge schließen sich aus,
so daß mit der Annahme des einen Antrages der andere Antrag als gefallen betrachtet werden kann.

Ich bringe zunächst den Antrag der FachkommissionII n, zur Abstimmung nnd bitte
diejenigenHerren, die für die Annahme des Antrages der Fachkommission II» sind, sich von ihren
Plätzen zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die große Mehrheit. Ich stelle die Annahme des Antrages fest. Damit ist die
Abstimmung über den Antrag des Provinzialausschusseserledigt, er ist abgelehnt.

Wir kommen nunmehr zu Nr. 14 der Tagesordnung:
Antrag der Ild Fachkommission zu den Berichten und Anträgen des
Provinzialausschusses, betreffend Aenderung der Paragraphen 14, 16
uud 25 des Reglements über die Aufnahme nnd Eutlafsung der der Für¬
sorge des Rheinischen Provinziell- (nnd Landarmen°)Veruandes anheim¬
fallenden Geisteskranken in und aus öffentlichen und privaten Anstalten,
sowie über Einrichtung, Leitung und Beaufsichtigung der Rheinischen
Provinzial-Heil» und Pflegeanstalten.
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Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Rings. Ich erteile dem Herrn Berichterstatter
das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterRings: Meine Herren, Sie haben im vergangenenJahre
einer Borlage des Proviuzialausschnsses zugestimmt, wonach für diejenigenKranken, die in den
Provinzial-Hcil- und Pflegcanstalten untergebrachtund Selbstzahler sind, die Pflegekosten zn erhöhen
seien. Die heutige Vorlage verlangt Ihre Zustimmung dazu, daß auch die Wegekosten für die
armen Kranken, die in den Heil- und Pflegeanstalten untergebracht werden, erhöht weiden sollen.

Wie im vergangenen Jahre als Grund für die Erhöhung die wahrend des Krieges
eingetretene Teuernng aller Lebensbedürfnisseangeführt wurde, so ist dies auch bei der gegenwärtigen
Vorlage der Fall. Die Fachkommissionsteht auf dem Standpunkt, daß die Gründe vollauf
berechtigt find.

Wenn man zu einer gerechten Abwägung der Gründe für die Erhöhung und zu einem
genauen Ergebnisse kommen will, inwieweit die Teuerung auf die Ausgaben eingewirkt hat, so
muß man diejenigenZahlen gegenüberstellen, die in dem Haushaltsplan für 1914 angesetzt waren,
und diejenigen,die nun für 1918 vorgesehen sind. Da ergeben sich außerordentlicheTeuerungs-
znschlägc. Sie sind insbesondereaußerordentlich hoch für das nun kommende Jahr 1918. Ich
darf Ihnen dies an einigen wenigen Zahlen zum Bewußtsein bringen.

Im Jahre 1914 waren im Haushaltsplan nur für Beköstigung für die Anstalt
Andernach 162000 Mark angesetzt, das Jahr 191? sah die Summe von 193 000 Mark
vor und für 1918 weiden 260 000 Mark verlangt. Sie ist also gegen 1914 nm rund 100000
Mark gestiegen. Aehnlich verhält es sich bei den übrigen Anstalten. Die Mehrausgabe für
Beköstigungist gegenüberdem Jahre 1914 mit 2 085 000 Mark im Jahre 1917 auf 2 673 000
Mark gestiegen,nnd für 1918 werden 3 536 000 Mark verlangt. Dabei hat der Vertreter der
Provinzilllverwaltung erklärt, daß die Ausgaben in Wirklichkeitnoch höher werden würden, als sie
hier vorgesehenseien. Die Ausgabe für Beköstigungin der IV. Klasse, die hier hauptsächlich in
Frage kommt, betrug 1914 pro Kopf 52 bis 55 Pfennig; sie ist bis zum Jahre 1916 auf 65
Pfennig gestiegen und soll im Jahre 1918 1 Mark betragen. Der Vertreter der Provinz erklärte
jedoch, daß die Kosten in Wirklichkeit heute schon 1,40 Mark betrügen.

Weiteres braucht man znr Begründung der Vorlage kaum noch anzuführen, namentlich,
wenn Sie bedenken, daß jeder Pfennig Erhöhung eine Mehrausgabe von 27 000 Mark den Tag
ausmacht. In Frage kommen 2 700 000 Pflegetage.

Dasselbe, was für die Beköstigunggilt, gilt auch für die Heizungskosten. Auch hier sind
die Ausgabe« außerordentlichgestiegen. Sie beliefen sich im Jahre 1914 nach dem Haushalts«
Voranschlag auf 463 000 Mark und sind nun für 1918 mit 671000 Mark eingesetzt. Gleiche
Verhältnisse liegen bezüglich der übrigen in Betracht kommenden Bedürfnisse vor. die gleichfalls
eine Steigerung, wenn auch nicht in demselben Maße erfahren haben.

In der Fachkommissionist nun dem GedankenAusdruck gegeben worden, ob es nicht
richtiger sei, statt der Erhöhnng eine Kricgszulage vorzuschlagen. Man war der Auffassung, daß.
wenn auch bessere Verhältnisse einträten, an eine Herabfetzung dieser Pflegesätze kaum zu denken
sei, da die Provinz in diesem Falle die höheren Sätze verteidigen würde, wie der Adler sein
Junges. Aber, meine Herren, der Gedanke ist wieder doch fallen gelassen worden, weil man sich
sagen mußte, daß, nachdemdie Sätze bereits im Jahre 1907 festgestellt worden sind, seitdem also
11 Jahre ins Land gegangensind, auch ohne die Kriegsteuerung eine Erhöhung der Sätze vollauf
berechtigtsei. Wenn man aber auch die Erhöhung in Form einer Kriegszulage heute beschließen

9»
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wollte, dann würde man ein Unrecht gegenüber den Privat'Kranken begehen, für die wir im
vergangenenJahre die Sätze erhöht haben. Die davon Betroffenen würden das heute doppelt
bitter empfinden,wie sie im vorigen Jahr den Beschlußbitter empfundenhaben.

Die Fachkommission steht deshalb ans dem Standpunkt, daß der Vorlage des Provinzial»
ausschusses die Genehmigung erteilt werden möchte.

Ein Wort noch zu der Vorlage 12 a, die ja damit im Zusammenhange steht und die
eine Erhöhung der Kosten für die Bekleidungvorsieht. Die Vergütung, die dafür an die Provinz
zu zahlen ist, belief sich bisher auf 40 Mark. Der Provinzialcmsschußschlägt vor, sie auf das
Doppelte, lllfo auf 80 Mark, zu bemessen.

Die Kosten für die Bekleidung sind nach dem Haushaltsplan nicht in einem so hohen
Grade gestiegen, wie das bei den Lebensmitteln, den Heizstosfen usw. der Fall ist. Ich glaube,
man wird aber sagen müssen, daß die Kosten, wie sie für das Jahr 1918 eingesetzt worden sind,
zur Deckung der durch die Teuerung gerade in der Bekleidung entstehendenerhöhten Ausgaben bei
weitem nicht ausreichen.

Es kommt hinzn, daß die Verpflichtetenin der Lage sind, selbst für die Bekleidung Sorge
zu tragen.

So steht die Fachkommission auch hier auf dem Standpunkt, daß das Haus auch diefer
Vorlage die Zustimmung erteilen möchte.

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung.
Es meldet sich niemand zum Wort.
Meine Herren! Es handelt sich um die beiden Anträge Drucksache 12 und 12».. Gegen¬

anträge sind nicht gestellt. Ich darf daher feststellen,daß Sie beide Vorlagen angenommenhaben.
Nr. 15.

Antrag der Ild Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses
über die im Jahre 1917 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen für
Armcnzwecke gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes vom 2. Inni 1902, betreffend
die Uebeiweisung weiterer Dotationsrenten an die Pruvinzialverbände.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Peters, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordnetervi-, Peters: Meine Herren! Frühere Provinziallandtage

haben den Pruvinzialausschuß damit beauftragt, zu veranlassen, daß jedes Jahr über die Beihilfen
für Armcnzwecke ein Bericht erstattet wird. Das ist auch in diesem Jahr geschehen. Drucksache
Nr. 13 gibt Ihnen davon Kunde. Die Fachkonimission schlägt vor. dir Vorlage durch Kenntnis¬
nahme für erledigt zu erklären.

Vorsitzender Spiritus: Ich kann feststellen,daß Sie dem Vorschlagebciaetreten sind.
Punkt 16:

Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die Uebersicht über die für die Kleinbahnen bewilligten Mittel
und Förderung von Bahnunternehmungen.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Hentzen, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter AbgeordneterUr. Hentzen: Der Provinzialausschuß hat dem Provinzial¬

landtage alljährlich eine Uebersicht über die Verwendungder Mittel zu gebeu, welche für die Förderung
des Kleinbahnwesensbewilligt »norden sind. Diese Uebersichtist Ihnen in diesem Jahre in Nr. 15
der Drucksachen mitgeteilt. Veränderungengegen die Vorjahre sind nicht zu verzeichnen. Im letzten
Jahre, ebenso wie im vorletzten Jahre, sind keine Darlehen für Kleinbahnzwecke bewilligt worden.
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Es steht noch ein Betrag von 1312 051 Mark zur Verfügung. Dieser Betrag wird aller
Wahrscheinlichkeit nach auch für das nächste Jahr ausreichen, da während des Krieges und auch in
der ersten Zeit nach dem Friedensschlußwohl Anträge nicht gestellt werden. Sollten wider Erwarten
dennoch Mittel über die vorhandenenFunds hinaus beanspruchtwerden, so wird der Provinzial«
ausschuß in der Lage sein, sie vorbehaltlichnachträglicherGenehmigung durch den Provinziallandtag
zu bewilligen.

Namens der III. Fachkommissionbeantrage ich, die Vorlage durch Kenntnisnahme für
erledigt zu erklären.

VorsitzenderSpiritus: Ich stelle fest, daß Sie dem zustimmen.
Wir kommen zu Nr. 17:

Antrag der III, Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die im Jahre 1917 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen
zum Gemeinde- und Kreiswegebau aus Fonds ^ und L, dem Fonds
von 100000 Mark sowie aus den weiteren Dotatiunsrenten.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterBessenich. dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter AbgeordneterBessenich: Die III. Fachkommission fchlägt vor, den Bericht

Drucksache 16 zur Kenntnis zu nehmen.
VorfitzenderSpiritus: Sie haben den Antrag gehört. Bedenken bestehen nicht. Dem

Antrage wird entsprochen,
Nr. 18:

Antrag der III. Fachkommission zu dem Anträge des Provinzialausschusses,
betreffend das Gesuch des Kreistages des Kreises Gummersbach um
Weitergewähruug und Erhöhung des zum Bau der Kleinbahn Bielstein-
Waldbröl bewilligten Darlehns.

Der Berichterstatter Herr AbgeordneterFreiherr von Hmnmersteinhat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Freiherr von Hammerstein: Für den Bau der

Kleinbahn Vielstcin-Waldbrül hat der Kreis Gummersbach im Jahre 1911 nach Maßgabe des
damals aufgestelltenKostenanschlagesinsgesamt ein Darlchn ans Staats» nnd Provinzialmittcln
von 2160 000 Mark erhalten. Aus Provinzialmitteln (Kleinbahnfonds) ist davon ein Drittel
mit 720000 Mark zu den üblichen Bedingungen des Kleinbahnfonds (IV^Vo Zinsen mit V2°/°
Zinszuschuß) zunächst auf 10 Jahre gewährt worden. Ein weiteres Drittel von 720 000 Mark
ist durch Beschluß des Provinziallaudtages vom 10. März 1911 zum Zinssatz von 2°/° auf zunächst
5 Jahre unkündbar gegeben wurden

Der Ausbau der Kleinbahn hat sich durch Ausbruch des Krieges verzögert und auch
verteuert. Die Hauptstreckewurde erst im Juli 1915 fertiggestellt und der Betrieb im Oktober
1915 eröffnet.

Während die Baukosten nrfprünglich zu 2160000 Mark veranschlagt waren, sind dem
Kreise bisher bereits tatsächlich rund 2 333 000 Mark nu Ausgaben entstanden. Line zum Teil
streitige Nestfurderung der Bansirma von rnnd 106 000 Mark ist noch nicht beglichen;eine weitere
Nachfordern»«,für Mehrleistungen ist in Aussicht gestellt. Soweit über diese Forderung eine
Einigung nicht zu erzielen ist, soll sie vom Kreise der schiedsrichterlichenEntscheidung unterbreitetwerden.

Die Gesamtüberschreitungdes Anschlags ist schätzungsweiseans 360 000 Mark anzunehmeu.
Dieser Betrag ist als Höchstbetraganzufehenund soll nur iu dem Umfauge der nach Abfchlußdes
schiedsrichterlichenVerfahrens sich ergebendenVanluswchnnmcin Anspruchgenommen werden. Von
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dieser Gesamtsummesollen wieder die Provinz zwei Drittel und der Staat ein Drittel zu gleichen
Bedingungen übernehmen.

Der Provinzialausschuß schlägt vor:
Dem Kreise Gummcrsbach zur Deckung der beim Bau der Kleinbahn Biclstein—
Waldbröl entstandenenMehrkostenals Zuscchdarlehcn zn bewilligen:

»,) ein Drittel der erforderlichen Mehrkustensumme bis zum Höchstbetrage von 120 000 Mark
aus dem Kleinbahnfonds als Darlehen zu dem üblichen d. i. dem für ländlicheDarlehen
zur Zeit der Abhebung gültigen Zinsfuße mit V2 u. H. Iinszuschuß, zunächst auf die
Dauer des Hauptdarlehns (720 000 Mark) und gegen 1 v. H. jährliche Tilgung mit
der Maßgabe, daß die Tilgung in den ersten 5 Jahren (nach der Abhebung des
Hauptdarlehns) ganz unterbleibt und in den nächstfolgenden 5 Jahren bis auf V2 v. H-
oder mindestens V4 v. H. ermäßigt wird,

K) ein zweites Drittel der auf höchstens 360 000 Mark geschätzten Mehrkustensummebis
zum Betrage von 120000 Mark zu 2 v. H. Zinsen auf 10 Jahre unkündbar nnd
unter den zu In, beantragten Tilgungsbedingungeufowie unter der Voraussetzung,daß
der Staat dem Kreise ein Zusatzdarlehen in gleichem Betrage (letztes Drittel der
erforderlichenMehrkostensumme)nnd unter denselbenBedingungen wie das staatliche
Hauptdarlehen gewährt.

Ferner bittet der Kreis um Verlängerung der bisherigen Frist bei dem zweiten Drittel
des Darlehens. Die fünfjährigeFrist, die für das zweite Hauptdarlehen von 720 000 Mark zu 2 °/°
Zinsen bewilligt war, läuft nur noch bis zum 1. April 1918.

Die Kleinbahn ist erst Mitte Oktober 1915 in Betrieb genommen worden. Nach den
beiden vorliegendenBetriebsrechnungenfür 1915 nnd 1916 find nicht einmal die Betriebsausgaben
durch die Einnahmen voll gedeckt worden. Es haben hierzu vielmehr noch Zuschüsse,uud zwar
1915 über 3000 Mark und 1916 über 7000 Mark, geleistet werden müssen. Eine Verzinsung
des Anlagekapitals ist demnachbis Ende 1916 noch nicht erzielt woroen.

Hiernach kann die Weiterbewillignngdes Darlehens zu dem früheren Zinssatz von 2 °/<>
und zu den früher festgesetzten Tilgungsbedingungeubefürwortet werden.

Der ProvinzialllUsschußhat demgemäßvorgeschlagen:
„Dem Kreise Gummersbach das für dieselbe Kleinbahn vom 51. Provinziallandtag am
10. März 1911 zunächst auf 5 Jahre unkündbar bewilligte Darlehen von 720 000
Mark zu 2 °/° Zinsen unter den vorstehenden Tilgungsbedingungen über den 1. April
1918 hinaus weiterhin auf 10 Jahre unkündbar zn belassen."

Der Provinzilllausschuß macht diesen Vorschlag in der Annahme, daß der Staat das
Darlehen unter denselben Bedingungen gewähren wird.

Die III. Fachkommission bittet um unveränderteAnnahme des Vorschlagesdes Provinzial-
ausschusses.

VorsitzenderSpiritus: Wird das Wort gewünscht?
Das ist nicht der Fall. Ich stelle fest, daß Sie dem Vorschlage der Fachkommission

beigetretensind.
Der letzte Gegenstand der Tagesordnung lautet:

Autrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzinl-
ausschusses, betreffend Beteiligung des Provinzialverbandes au der z«
gründenden „Rheinischen Wohnungsfürsorge G. m. b. H.".
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Nenchterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Iuhansen, dem ich das Wort erteile,
Berichterstatter Abgeordneter Dr, Iohünsen: Meine Herren! Wie wohl allgemein

bekannt ist, hat der Staat im Wohnungsgesetzeinen Betrag von 20 Millionen Mark für die
wirtschaftliche Sicherung und Fortentwickclungder gemeinnützigenBautätigkeit bereitgestellt. Von
dieser Summe sollen 2 Millionen in die Rhciuprouiuz geleitet werden, falls dort weitere 4 Millionen
aufgebracht werden, um mit dem alsdann 6 Millionen betragenden Kapital eine gemeinnützige
Gesellschaft zu gründen, welche für den Nahmen der Provinz die Erfüllung der Aufgaben, für
welche die Staatsmittel bereitgestelltsind, übernimmt.

Dieser Gesellschaft,welche den Namen „NheinifcheWuhnungsfürsorgeG. m. b. H." er»
halten soll, will die Landes-VersichernngsanstaltNheinprovinz mit 1 Million, die Siedelungs»
gesellschaft RheinischesHeim mit 250 000 Mark beitreten, für den Prouinzmlverband wird durch
den Provinzialausschuß eine Beteiligung mit 1 Million Mark beantragt. Der Rest von 1'/4
Millionen soll durch andere Interessenten, die Industrie, Städte, Gemeinden, GemeinnützigeBau-
Vereine usw. aufgebrachtwerden.

Grundsätzlich war Ihre I. Fachkommissionnach eingehenderPrüfung der Sachlage ein¬
stimmig der Ansicht, daß die Beteiligung der Provinz an der zu gründendenGesellschaft mit dem
vorgeschlagenen Kapital zu billige» sei. Gruße Bedenkenergaben sich aber bei der Abgrenzung der
Geschäfte,welche die neue Gesellschaft betreiben soll.

Um ihre Aufgabe zu erfüllen, soll die Gesellschaftsich mit folgendenGeschäftenbefassen:
1- Sie soll das gemeinnützigeBanen fördern durch Kapitalbeteiligung, Kreditbefchaffnngund

Beratung, und durch Vermittlung von Baustoffen für fremde Rechnung.
2. Sie soll die staatlichenund Neichs-Instanzen unterstützen durch ihr fachuerstäudigesGutachten

bei der Verteilung der Geldmittel und der Baustoffe.
In diesem Umfange fand die beabsichtigte Tätigkeit der Gesellschaft die Zustimmung der

ganze« Kommission. Andererseits war ebenso die ganze Kommission sich darin einig, daß es grund¬
sätzlich nicht die Aufgabe der zu grüudcuden Gesellschaft sein könne und solle, eigene wirtschaftliche
Unternehmungenzu betreiben, um Baustoffe, Hauseinrichtungsteileoder Hausrat zu beschaffe» oder
gar selbst zu fabrizieren, Häuser zu baue» und Grundstückezu erwerben. Es foll der Privat¬
initiative, den für die Lösung dieser rein wirtschaftlichen Aufgaben berufenenFaktoren der Industrie
und des Handels durch die neue Gesellschaftkein Abbruch getan werden. Da jedoch im voraus
Nicht alle möglichen »Falle übersehen werden können, so wurde, allerdings nnr mit äußerst knapper
Majorität beschlossen,daß eigene wirtschaftliche Unternehmungenim Falle des Zwanges zulässig
sein sollten. Ich glaube aber nicht über den Nahmen der Pflichten des Berichterstatters hinaus¬
zugehen, wenn ich als Wunsch der I. Fachkommissionaussprcche, daß dieser Fall des Zwanges
"»glichst nicht eintritt.

Da es nun Aufgabe des Proviuzialnnsschussessein wird, bei den weiteren Gründungs-
Verhandlungenin dieser Beziehung das Erforderliche zu ucranlafsm — wir im Provinziallcmdtag
tonneu die genauen Vorschriftennicht selbst treffen - - so darf ich im Namen der I. Fachkommission
°as hohe Haus bitten, nachstehende» Beschlußzu fassen:

„Der Provinziallandtng wolle den Antrag des Prouinzialausschnssesmit folgendem
Zusatz annehmen: Der Prouinzialansschuß wird ersucht, dahin zu wirken, daß die zu
errichtendeGesellschaft nicht ohne Zwang sich in eigene wirtschaftliche Unternehmungen
einläßt und nicht selbständigBauten ausführt und Grundstücke erwirbt,"

VorsitzenderSpiritus: Ich stelle die Vorlage zur Verhandlung.



72 58, RheinischerProvinziallandtag, 4, Sitzung am 20, März 1918,

Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließedie Verhandlung. Ich darf ohne weitere
Abstimmung feststellen, daß Sie die Vorlage, wie sie Ihnen von der I. Fachkommission unterbreitet
worden ist, angenommenhaben.

Damit sind wir am Schlüsse der Tagesordnung.
Meine Herren! Es handelt sich nunmehr noch um die Frage, wann Sie morgen die

Schlußsitzungbeginnen wollen, und welche Gegenständenoch zur Verhandlung stehen werden. Was
das letztere betrifft, so ist es nicht viel. Wir werden die Sachen wahrscheinlich in ziemlich kurzer
Zeit erledigenkönnen:
Eingänge.
Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend

Beteiligung der Provinz an der Erhöhung des Stammkapitals der gemeinnützigenSiedluugs-
gesellschaft „RheinischesHeim".

Anlrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht des Provinzialausschusses, betreffend Antrag des
Vereins zur Bekämpfung der Voltskrankheitenim Ruhrkohlengebietum Unterstützung.

Antrag der I. Fachkommissionzu dem Mericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Aenderung des Statuts der Laudesbank der Nheinprovinz

und
Nachtrag zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffendAenderung des Statuts

der Landesbank der Rheinprovinz.
Antrag der Wahlprllfungskommifsionzu den Ersatzwahlenfür den Provinziallandtag in den Kreisen

Cöln-Stadt, Ottweiler und Essen-Land,
Anträge auf Entlastung der Rechnungenund Genehmigungder vorgekommenen Etatsüberfchreitungen.

Meine Herren! Es ist der Wnnsch, die Sitzung möglichst früh beginnen zu lasse», damit
diejenigenHerren, die eine weite Reise machenmüssen, um in ihre engere Heimat zu kommen, so
zeitig hier abfahren können, daß ihnen dies gelingt. In den letzten Jahren haben wir die Schluß»
sitzung immer vormittags um zehn Uhr begonnen. ,^ch möchte mir den Vorschlag erlauben, dies
morgen auch so zu machen. (Rufe: V2W Uhr! Rufe: 9 Uhr! Rufe: 10 Uhl!)

Wir können darüber abstimmen. Ich bitte also diejenigen Herren, die um V«10 Uhr
beginnen wollen, die Hand zu erheben. (Geschieht.) Das scheint die Mehrheit zu sein.
(Widerspruch.— Rufe: Gegenprobe!) Machen wir die Gegenprobe. Ich bitte diejenigen Herren,
die um 10 Uhr beginnen wollen, die Hand zu erheben. (Geschieht.) Das. ist sehr schwer zu
entscheiden. (Rufe: Hammelsprung!) Meine Herren, wir wollen doch keinen Hammelsprung mache».

Abgeordneter Graf zu Hoensbruech: Ich fchlage vor, um 9^4 Uhr zu beginnen.
(AllgemeineZustimmung,)

Vorsitzender Spiritus: Also um 9«/^ Uhr. Ich darf feststellen, daß Sie um 9«/< Uhr
beginnen wollen, und fchließe die Sitzung.

(Schluß 1 Uhr 40 Minuten.)
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